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Ausgabe 103               28.07.2010 

„Der Rote Se ehas“  

 

 
 

Internetzeitung von und für Sozialdemokraten,  
Verbände und Privatpersonen aus der internationalen  

Bodenseeregion 
 

Editorial  
 

„Wenn jetzt Wahlen wären ….“, dann? 
So beginnen allenfalls Träume und Märchen. Im 
letzten September haben wir eine fürchterliche 
Schlappe erlitten. Die ist die Messlatte für uns. 
 
Der Zustand der Koalition ist verheerend. Die Ergeb-
nisse können die Menschen nur mit Zorn und/oder 
Furcht erfüllen. Dass ob solcher „Regierungskunst“ 
oder soll man sagen, ob solcher Ungerechtigkeiten 
die BürgerInnen Schwarz-Gelb mit schlechten Um-
fragewerten bedenken, ist nur natürlich. 
 
Sigmar Gabriel geht mit der Kanzlerin recht gnädig 
um. Sie sei „ohne Gefühl für die Situation der Men-
schen“. Dies war schon im Wahlkampf 2005 so. Die 
große Koalition hat sie nicht sozialdemokratischer 
gemacht – wie viele glauben. Bei ihr ist alles Kalkül. 
 
Selbst ihr Regierungsstil, das „Moderieren“, dient nur 
dem Zweck, allein zu bestimmen. Das gilt jedoch nur 
für die Union. Früher oder später wird sie feststellen 
müssen, dass ihr schönes Spiel nicht aufgeht. Den 
„heißen Herbst“ wird sie erleben, sogar aus den eige-
nen Reihen.   
 

Auch in Baden-Württemberg sind die neuesten Um-
fragen erhebend. Erhebend sind sie allerdings auch 
für die Grünen, die in der Wählergunst immer stärker 
werden. Rot-Grün in Baden-Württemberg ist derzeit 
denkbar, Schwarz-Grün aber auch. 
 
Gerade wir in Baden-Württemberg haben das „Weiter 
so“ nach Wahlniederlagen praktiziert. Vom „Neuan-
fang“ war immer die Rede, geschehen war dann 
nichts.  
 
Erfreulicherweise geht jetzt doch ein Ruck durch die 
Partei. „weiter  so“ im neuen Geist der Mitbeteili-
gung der Basis, der Rückbesinnung auf die wahren 
Werte der SPD, das ist der Weg. Damit werden wir 
auch wieder glaubwürdig und regierungsfähig 
 
Übrigens – auch der Sommerurlaub eignet sich für 
politische Betätigung: Lesen 
 
Einen schönen Sommerurlaub wünscht  
 
die Redaktion   
 
Karl-Heinz König, Willi Bernhard 
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"Heißer Herbst" für die 
Kanzlerin  

 
Mit einer überraschend positiven Einschätzung der 
Lage hat sich Angela Merkel in den Sommerurlaub 
verabschiedet. Ungeachtet der Querelen in der Koali-
tion, fehlender Konzepte, der sozialen Schieflage des 
Sparpakets und des eigenen Stimmungstiefs sieht sie 
Schwarz-Gelb auf dem richtigen Weg. Aber der Wi-
derstand gegen ihre Politik wächst. Einen "heißen 
Herbst" kündigte der SPD-Vorsitzende Sigmar Gab-
riel der Kanzlerin an. 

 
© Dirk Bleicker 
Eigentlich, glaubt Merkel, habe die Bundesregierung 
doch alles richtig gemacht. Natürlich seien die Um-
gangsformen zwischen den Koalitionären gelegent-
lich verbesserungsfähig. Aber die wirtschaftliche 
Lage und die Situation auf dem Arbeitsmarkt seien 
schließlich gut. Dass sie damit von der Politik der 
SPD-Minister in der vergangenen Legislatur – von 
den Konjunkturpaketen Peer Steinbrücks und Frank-
Walter Steinmeiers sowie von den von Olaf Scholz 
entwickelten Kurzarbeitsregelungen – profitiert, sagt 
sie nicht auf ihrer Pressekonferenz am Mittwoch, 
bevor sie sich in den Sommerurlaub verabschiedet. 
Sie geht eher von Konjunkturimpulsen aus dem so 
genannten Wachstumsbeschleunigungsgesetz aus. 
Von Effekten, die Experten bislang vergeblich ge-
sucht haben. 
 

Merkel ohne "Gefühl für die Situation 
der Menschen" 
 
Zu einer deutlich anderen Beurteilung der Lage 
kommt auch der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel: 
Angela Merkel habe gezeigt, "dass ihr jegliches Ge-
fühl für die Situation der Menschen fehlt", kommen-
tierte Gabriel im NDR-Info-Interview die Zwischen-
bilanz Angela Merkels.  
 
Noch nie sei eine Bundesregierung mit einem so 
großen Entscheidungsstau in die Parlamentsferien 
gegangen. Zum Beispiel geht es um Einzelheiten bei 
der Neuordnung der ermäßigten Mehrwertsteuersät-
ze, um den Sozialausgleich beim Gesundheitskom-
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promiss, um Atomrestlaufzeiten. Auf all diese Fragen 
habe Schwarz-Gelb bisher keine Antworten gefun-
den. 
 

Spitzenverdiener und Vermögende wer-
den geschont 
 
Weitgehend einig sei die Koalition bislang nur darin, 
bei wem gespart werden soll: „Immer nur Familien, 
Arbeitnehmer und Rentner - das sind die einzigen, 
die für die Krise in Deutschland zahlen sollen.“ Ban-
ken, Spitzenverdiener und Vermögende würden hin-
gegen geschont. Ein echter Sozialausgleich fände 
nicht statt, kritisierte Gabriel.  
 

Widerstand gegen Angriff auf das Ge-
meinwohl 
 
Als Alternative zum schwarz-gelben Sparpaket for-
derte der SPD-Vorsitzende erneut einen fairen Las-
tenausgleich. Auch starke Schultern müssten in der 
Gesellschaft zur Bewältigung der Lasten der Krise 
ihren Beitrag leisten. Außerdem gelte es, "ökologisch 
unsinnige Subventionen" zu streichen und mehr in 
Bildung zu investieren. Angesichts der Fehlentwick-
lungen kündigte Gabriel der Bundesregierung einen 
"heißen Herbst" an. Die SPD, so der Parteivorsitzen-
de, werde entschlossen Widerstand leisten gegen den 
Angriff auf das Gemeinwohl. Und sie werde eigene 
Vorschläge für eine sozial ausgewogene Haushalts- 
und Finanzpolitik vorlegen - Konzepte für mehr In-
vestitionen in Bildung und Kommunen ohne neue 
Schulden zu machen. 
21.07.2010                                                          SPD.de 
 

Gesundheitsreform ist  
verfassungswidrig 

 
Schon in den Eckpunkten verstößt die geplante 
schwarz-gelbe Gesundheitsreform gegen die Verfas-
sung. Zu diesem Ergebnis kommt das Gutachten des 
renommierten Staatsrechtlers Ingwer Ebsen. SPD-
Generalsekretärin Andrea Nahles forderte daher den 
Minister auf, eine neue Vorlage zu erarbeiten – ohne 
dabei den versprochenen Sozialausgleich zu kassie-
ren. 
 
Der von Schwarz-Gelb geplante Sozialausgleich bei 
der Gesundheitsreform ist verfassungswidrig, wie aus 
einer Studie des renommierten Staatsrechtlers Ingwer 
Ebsen hervorgeht. Der Jurist kritisiert in seinem Gut-
achten, dass bei der Berechnung des Sozialausgleichs 
nur das hauptsächliche Arbeitsentgelt und die Bezüge 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung berücksich-
tigt werden. Andere Einkommen, für die auch Kas-
senbeiträge gezahlt werden müssen, beim Sozialaus-
gleich aber außen vor bleiben. Um alle gleich zu 
behandeln, müssten aber alle beitragspflichtigen 
Einkommen berücksichtigt werden, stellte Ebsen fest. 

Dies gelte zum Beispiel für gesetzlich Versicherte,  ie 
mehr als ein beitragspflichtiges Einkommen beziehen 
– also beispielsweise Rentner, die neben der Rente  
aus der gesetzlichen Rentenversicherung noch eine 
Betriebsrente oder eine andere Altersversorgung 
bekommen. 
 
Diese Renten würden aber an keiner Stelle zusam-
mengeführt, da dies praktisch unmöglich sei, sagte 
Andrea Nahles. Die Folgen seien verheerend: Wer 
nur eine kleine gesetzliche Rente erhalte – zusammen 
mit anderen Altersbezügen aber ein hohes Einkom-
men habe -, bekomme einen Sozialausgleich. Nicht 
aber der Rentner, der zwar eine höhere gesetzliche 
Rente habe, mangels anderer Einkünfte aber insge-
samt weniger bekomme. 
 
Nach Röslers Plänen kann es also sein, dass jemand 
mit kleiner gesetzlicher Rente und guter Betriebsrente 
einen Sozialausgleich bekommt, während jemand, 
der nur eine gesetzliche Rente hat und weniger ver-
dient, keinen Anspruch auf einen Sozialausgleich hat. 
Bereits in der "Welt" (Samstagsausgabe) kritisierte 
Andrea Nahles deshalb die Pläne von Bundesgesund-
heitsminister Rösler: "Es gibt in dem Konzept keinen 
Sozialausgleich. Das, was Herr Rösler als automati-
schen Sozialausgleich bezeichnet hat, verstößt gegen 
das Gleichheitsgebot und ist damit verfassungswid-
rig." Nahles betonte, der Gleichheitsgrundsatz dürfe 
nicht verletzt werden, "nur damit es scheinbar einfach 
umzusetzen ist". 
 
Die SPD-Generalsekretärin forderte den Gesund-
heitsminister auf darzulegen, "wie er die offenkundi-
gen Mängel beseitigen will, ohne sein Versprechen 
eines automatischen Sozialausgleichs zu brechen". 
 

"Diese Bundesregierung hat keine 
klare Linie"  
 
Zugleich kritisierte Nahles, dass die Bundesregierung 
in zentralen Fragen den Menschen in Deutschland 
keine verlässliche Politik liefere. So habe sie die 
Pläne der EU-Kommission für ein schnelleres Aus 
für den deutschen Steinkohlebergbau nicht verhin-
dert, verunsichere ältere Menschen mit der Ankündi-
gung, nicht mehr an der Rentengarantie festhalten zu 
wollen und sorge mit einer unausgegorenen Debatte 
über die Zukunft der Wehrpflicht für Unruhe bei den 
Soldatinnen und Soldaten. "Diese Bundesregierung", 
bekräftigte die SPD-Generalsekretärin, "hat keine 
klare Linie".  
26.07.2010                                                                 SPD.de 
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Bundesregierung verliert massiv an  
Vertrauen  
 

Schwarz-Gelb: 
ein Hühnerhaufen  

 

Nach nur zehn Monaten im Amt hat die 
schwarz-gelbe Bundesregierung massiv an 
Vertrauen verloren. Nur noch 34 Prozent der 
Bürgerinnen und Bürger würden nach einer 
aktuellen Forsa-Umfrage CDU/CSU und FDP 
wählen – der niedrigste Wert, der je für die drei 
Parteien gemessen wurde. 
 
Die Gründe für den Niedergang der Koalition sind 
offensichtlich. Die schwarz-gelbe Wunsch-Partner-
schaft hat sich binnen kürzester Zeit in einen desola-
ten Hühnerhaufen verwandelt. 
 

�  Schwarz-Gelb hat kein einziges zu-
kunftsweisendes Projekt. 

 
Beispiel Energiepolitik: Anstatt ein Energiekonzept 
für die Zukunft zu entwickeln und erneuerbare Ener-
gien zu fördern, will Schwarz-Gelb die Laufzeiten 
der alten, störanfälligen Atomkraftwerke verlängern. 
Eine Maßnahme, von der nur die Atom-Lobby profi-
tiert. 
 

�  Schwarz-Gelb macht Politik zu Las-
ten der kleinen Leute. 

 
Beispiel Gesundheitspolitik: Anstatt das Gesund-
heitssystem effizienter zu machen und gezielt Ver-
schwendung und Betrug zu bekämpfen, holt sich 
Schwarz-Gelb das fehlende Geld von den Bürgern. 
Versicherte müssen künftig doppelt zahlen: höhere 
Versicherungsbeiträge und einen Zusatzbeitrag, den 
die Krankenkassen selbst bestimmen können. 
Beispiel Sparpaket: Schwarz-Gelb spart vor allen 
bei den Schwächsten. So soll Arbeitslosengeld-II-
Empfängern unter anderem das Elterngeld und der 
Beitrag zur Rentenversicherung gestrichen werden. 
 

�  Schwarz-Gelb bedient einseitig Klien-
telinteressen. 

 
Unvergessen: Schon kurz nach Regierungsübernah-
me bedankte sich Schwarz-Gelb bei Hoteliers und 
reichen Erben mit Steuergeschenken in Milliarden-
höhe. Bei der geplanten Gesundheitsreform kommen 
Privatversicherte ungeschoren davon. 
 

�  Schwarz-Gelb liegt im Dauerstreit. 
 

Egal was: Ob Sparpaket, Steuersenkungen, Kopfpau-
schale im Gesundheitswesen, Atompolitik oder ande-
res – Schwarz-Gelb streitet wie die Kesselflicker. 

Angela Merkel führt die schlechteste Koalition seit 
Gründung der Bundesrepublik. 
 

�  Schwarz-Gelb gehen die führenden 
Köpfe verloren. 

 
Einer nach dem anderen: Innerhalb der letzten zehn 
Monate nahmen sechs CDU-Ministerpräsidenten 
ihren Hut. Sie wurden abgewählt, wechselten in an-
dere Positionen oder sind amtsmüde. Außerdem ist 
mit Horst Köhler die schwarz-gelbe „Galionsfigur“ 
von der Fahne gegangen – warum auch immer. Es 
wird einsam um die Bundeskanzlerin … 
 

Trotzdem: Die SPD wünscht Frau Merkel 
einen schönen Urlaub. Sie kann ihn gebrau-
chen. 
27-07-2010  SPD-Parteivorstand,  
                Telefon: (030) 2 59 91-0, Internet: www.spd.de 
 

Reaktionen zur Wahl von 
Hannelore Kraft zur  
Ministerpräsidentin!  

 

Margrit Zauner:  
  
Liebe Frauen, 
  
ich freue mich sehr, dass Hannelore Kraft geschafft 
hat, zur zweiten SPD-Ministerpräsidentin zu werden. 
Und auch das zweite geschlechterparitätisch besetze 
SPD-geführte Kabinett freut mich - der erste rot-
grüne Momper-Senat hat allerdings auch schon das 
Ziel der Geschlechterparität (gerade auch als Feminat 
bekannt) erreicht: 
  
 http://dewikipedia.org/wiki/Senat_Momper 
  
Und ansonsten noch ein Fundstück aus meinen 
Mails:   
 
In Nordrhein-Westfalen macht eine Minderheit die 
Kraft-Probe - und setzt dabei verstärkt auf Frauen-
Power, getreu dem früheren CDU-Slogan: "Wir ha-
ben die Kraft". Die neue Chefin preist sich selbst, 
weil ihr Kabinett zur Hälfte aus Frauen besteht: "Das 
gab's noch nie in dieser Republik." Gab es wohl: Im 
einstigen rot-grünen Momper-Senat von West-Berlin 
waren die Frauen sogar in der Überzahl. Ist allerdings 
lange her; das war kurz vor dem Mauerfall. Ich erin-
nere mich aus dieser Zeit an eine Szene in der Berli-
ner U-Bahn. Ein mittel alter Insulaner taucht mit 
inquisitorischer Pupille aus den Untiefen seiner BZ 
auf und grunzt seine Neben-Gattin an: "Bald nur 
noch Weiber im Senat. Wo sind wir denn hier?" Sie: 
"Dann jeh doch nach drüben, wenn's dir hier nich 
paßt." 
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Schön, dass sich wenigstens einer erinnert (Buch-
holz)  
  

Gerda Kieninger: 
 
A S F-Landesvorsitzende  Gerda  Kieninger   freut 
sich  über  geschlechterparitätisch besetztes Kabi-
nett in NRW 
 
Hannelore   Kraft, die  erste   Ministerpräsidentin  des 
Landes  NRW  hat  heute  in  Düsseldorf  ihr Kabinett 
vorgestellt. 
 
"Ich  freue  mich  sehr, dass  wir mit  Hannelore Kraft 
die  erste  Frau  im  Amt  der  Ministerpräsidentin   in 
NRW  haben",  erklärte  die   AsF-Landesvorsitzende 
Gerda Kieninger. "Darüber hinaus haben wir jetzt das 
erste   geschlechterparitätisch    besetzte   Kabinett  in 
ganz Deutschland."  
 
Mit den drei SPD-Frauen Ute Schäfer (Familie, Kin-
der, Jugend, Kultur und  Sport), Svenja Schulze (In-
novation,   Wissenschaft  und  Forschung), Angelika 
Schwall-Düren  (Bundesangelegenheiten,      Europa, 
Medien)  sowie  den   beiden  Grünen  Ministerinnen  
Sylvia  Löhrmann (Schule  und  Weiterbildung)  und 
Barbara Steffens (Gesundheit,  Emanzipation, Pflege 
und Alter) werden künftig fünf von zehn  Ministerien 
von  Frauen geführt. 
 
"Das ist der Unterschied zwischen einer CDU-Kanz-
lerin Angela Merkel, der Gleichstellungsthemen völ-
lig egal sind und einer Sozialdemokratin wie Hanne-
lore Kraft, deren Politik als Ministerpräsidentin ge-
lebte Gleichstellung von Frau und Mann ist", betonte 
die AsF-Landesvorsitzende abschließend. 
22.07.2010,                                                    Nancy Haupt  
                               Frauen und Gleichstellungsreferentin 
                       SPD-Parteivorstand Referat Frauen / ASF 
 

Neue Umfrage:  

 

Rot- Grün neue politische 
Mehrheit in  

Baden- Württemberg  
 
Fraktionschef Schmiedel: "Die Linke wird für eine 
Ablösung der Regierung im Land nicht gebraucht" 
 
Vizefraktionschef Schmid: "Schwarz- Gelb wird 
weder in Berlin noch in Stuttgart von den Bürgern 
positiv beurteilt" 
 
In Baden- Württemberg gibt es eine neue politische 
Mehrheit:  Rot- Grün liegt erstmals in der Geschichte 
des Landes Baden- Württemberg vorne, Schwarz- 
Gelb hat seine Mehrheit verloren. Das ist das Ergeb-
nis einer neuen repräsentativen Umfrage, die das 
Institut TNS Infratest Politikforschung für die SPD- 

Fraktion erstellt hat. Zwischen dem 12. und 15. Juli 
wurden im Land rund 1000 Wahlberechtigte nach 
einer repräsentativen Zufallsauswahl befragt. Bei der 
Sonntagsfrage gibt es folgende Ergebnisse: 

�  CDU 37 % 
�  SPD 25 % 
�  Grüne 20 %  
�  FDP 7 %  
�  Linke 5 %  
�  Sonstige 6 % 
 
�  Rot- Grün: 45 %  
�  Schwarz- Gelb: 44 % 

Damit hat sich die SPD von der schweren Niederlage 
bei der Bundestagswahl erholt und legt seit der ersten 
Umfrage des Jahres 2010 im Februar fünf Punkte zu. 
Die Grünen sind um drei Punkte gestiegen. Demge-
genüber hat die CDU sieben Punkte verloren. Bei der 
FDP gibt es ein Minus um vier Punkte. Die Linken 
liegen jetzt bei fünf Prozent (siehe beiliegende Gra-
fik). "Die Bürger haben wieder mehr Vertrauen in die 
SPD gewonnen, sie ist aber noch nicht über dem 
Berg", erklärt Nils Schmid, Vize- Fraktionschef und 
designierter Spitzenkandidat. Die Partei müsse sich 
weiterhin darum bemühen, die Bevölkerung von ihrer 
Glaubwürdigkeit zu überzeugen. Klar sei aber nach 
diesem Ergebnis: "Der Wunsch nach Veränderung im 
Land schlägt jetzt auch in der politischen Stimmung 
deutlich zu Buche." 

Schmid und SPD- Fraktionschef Claus Schmiedel 
verdeutlichen, dass die Linke für einen Politikwech-
sel in Baden- Württemberg nicht gebraucht würde. 
"Der Machtwechsel bei der Landtagswahl ist möglich 
- und zwar ohne die Linken", sagt Schmiedel. Die 
Umfrage weise darauf hin, dass die Partei ihren Hö-
hepunkt im Land überschritten habe. Deshalb sei es 
mehr als fraglich, ob sie überhaupt ins Parlament 
käme. 

Das Ergebnis verdeutliche, dass das schlechte Image 
von Schwarz- Gelb in Berlin jetzt voll auf Schwarz- 
Gelb im Land durchschlägt. Dass die Regierung 
Mappus es mit ihrer Politik nicht schaffe, diesen 
negativen Einfluss abzuwenden, sei kein Wunder, 
erklärt Schmiedel. Seit ihren ersten Tagen sei die 
Politik der Landesregierung gekennzeichnet von 
einem unverantwortlichen Hin und Her, erfolglosen 
Machtworten und vor allem von einer Politik fern der 
Bürger. "Ob in der Bildung, ob in der Steuer- oder 
der Energiepolitik: Die Landesregierung entscheidet 
über die Köpfe der Baden- Württemberger hinweg", 
sagt Schmid. 

So habe Schwarz- Gelb im Land das Gerechtigkeits-
gefühl der Bürger massiv verletzt, als CDU und FDP 
sich weigerten, die Daten- CD anzukaufen, um die 
Steuerhinterzieher nicht behelligen zu müssen. Auch 
die Unterstützung der unsozialen Spar- und Gesund-
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heitspolitik aus Berlin durch Mappus habe viele 
Menschen enttäuscht. "Die CDU wird jetzt dafür 
bestraft, dass der Ministerpräsident im Land die kalt-
herzige FDP- Klientelpolitik unterstützt", betont 
Schmiedel. Der CDU- Politiker habe dadurch einen 
möglichen Bonus als Ministerpräsident verspielt. 
"Mappus und die CDU hängen am Rockschoß der 
FDP und werden dafür bestraft", sagt Schmiedel. 

Zwei Drittel gegen Verlängerung der Laufzeiten 
von Atomkraftwerken  

Wie weit die Regierung Mappus von den Bürgern 
entfernt sei, zeigt ein zweites Ergebnis der Umfrage: 
66 Prozent der Baden- Württemberger sind danach 
gegen eine längere Laufzeit der Atomkraftwerke, nur 
30 Prozent dafür. Dieses Ergebnis geht deutlich über 
die am Mittwoch veröffentlichte Emnid- Umfrage 
hinaus, wonach sich 47 Prozent der Bürger im Land 
gegen längere Laufzeiten aussprechen. Dem Minis-
terpräsidenten müsse dieses Ergebnis aber besonders 
in den Ohren klingen, da die Bürger über fast alle 
Parteigrenzen hinweg seine Politik ablehnten. Selbst 
in seiner eigenen CDU gebe es eine Mehrheit von 52 
zu 43 Prozent gegen die Verlängerung. Lediglich die 
FDP- Anhänger seien zumeist für diese Politik. Inso-
fern betreibe der Ministerpräsident auch in diesem 
Fall die Politik der FDP und nicht der CDU, sagt 
Schmiedel. "Mappus muss es zu denken geben, dass 
sein Einsatz für die Finanzinteressen der Energiekon-
zerne im Land nicht einmal bei den eigenen CDU- 
Anhängern ankommt", sagt Schmid. Und: "Die Bür-
ger wissen doch, dass Mappus sich hier gegen die 
Interessen des Landes engagiert und damit den Aus-
bau der erneuerbaren Energien erheblich erschwert." 

Vernichtendes Urteil zu G 8- Schulpolitik 

Fast vollkommen ablehnend fällt das Urteil der Ba-
den- Württemberger über die Schulpolitik der Lan-
desregierung beim G 8 aus. Sechs Jahre nach der 
Einführung des verkürzten Gymnasiums sehen nur 13 
Prozent der Bürger diese Entscheidung als richtig an. 
Mehr als jeder vierte Baden- Württemberger (77 %) 
fordert hingegen, zwischen acht und neun Jahren 
Gymnasium wählen zu können. Unter den direkt 
betroffenen Bürgern mit Schulkindern ist diese For-
derung nach Wahlfreiheit mit 79 Prozent sogar noch 
größer. Für die Landesregierung kommt es aber noch 
dicker, wenn diese Frage unter den Parteianhängern 
betrachtet wird. Denn gerade Christdemokraten leh-
nen die Regierungspolitik besonders heftig ab: Nur 
12 Prozent halten die Verkürzung der Gymnasialzeit 
für richtig. Und 78 Prozent der CDU- Anhänger wol-
len zwischen acht und neun Jahren Gymnasium wäh-
len können. Zwar bildet die FDP erneut den Ausrei-
ßer, aber auch ihre Anhänger stellen sich in einer 
klaren Mehrheit gegen die Politik von Kultusministe-
rin Schick. 

"Dass die Kultusministerin angesichts solcher Ergeb-
nisse das Zwangs- G 8 weiter verfolgt, ist nur noch 
mit ideologischer Verblendung erklärbar", betont 
Schmiedel. "Hier wird besonders deutlich, dass die 
neue Kultusministerin Schick die alte Politik ihrer 
Vorgänger Rau und Schavan weiter verfolgt, ohne 
sich um die Interessen und Erfahrungen der Men-
schen zu kümmern", sagt Schmid. 
27.07.2010                                                            SPD BW 
  

SPD Baden- Württemberg  
gründet Projektgruppe für  

Spätaussiedler „SPD s nami“  

 
Foto: Ferdinand Kuschnick 
Dieser Tage kamen interessierte SPD- Mitglieder aus 
ganz Baden- Württemberg in Stuttgart zusammen, 
um bei der Gründung einer neuen Projektgruppe der 
Partei dabei zu sein. Die neue Projektgruppe heißt 
„SPD s nami“. Das ist russisch und bedeutet „SPD 
mit uns“ und folgt dem Beispiel von „SPD ve biz“, 
einer Projektgruppe türkischstämmiger Mitglieder der 
Landes- SPD, die nunmehr seit über vier Jahren Ziel-
gruppenarbeit für die SPD in Baden- Württemberg 
betreibt. Daher waren bei der Gründung viele rus-
sischsprechende Gäste anwesend. 
 
Der SPD- Landesvorsitzender Nils Schmid war bei 
der Gründung ebenfalls dabei und versprach der 
neuen Projektgruppe seine Unterstützung. „Die 
Gruppe der Spätaussiedler macht einen wichtigen 
Teil unserer Bevölkerung in Baden- Württemberg 
aus“, so Nils Schmid. „SPD s nami“ solle der SPD 
als Türöffner helfen, diese Menschen besser zu errei-
chen. Die SPD sehe in der Vielfalt der Menschen aus 
verschiedenen Kulturen und Religionen eine Berei-
cherung und eine Chance für Deutschland und Ba-
den- Württemberg. 
 
„Mit der Arbeit der Projektgruppe ‚SPD s nami‘ 
wollen wir an die Erfahrungen und Erfolge von ‚SPD 
ve biz‘ anknüpfen und die Zusammenarbeit mit rus-
sischsprachigen Migrantinnen und Migranten voran-
bringen und stärken“, so Anja Peschko, Leiterin der 
neuen Projektgruppe. Damit wolle man Initiativen, 
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die in einzelnen Ortsverbänden entstehen oder bereits 
existieren, miteinander vernetzen. 
 
Macit Karaahmetoglu, Landesvorstandsmitglied und 
Initiator der Projektgruppe „SPD ve biz“, sicherte der 
neuen Schwesterprojektgruppe ebenfalls volle Unter-
stützung zu. Er beobachte, dass immer mehr Men-
schen aus der Gruppe der Spätaussiedler in die SPD 
eintreten und bei den Wahlen der SPD ihre Stimme 
geben. Mit der neuen Projektgruppe werde man diese 
Entwicklung beschleunigen. 
 
Claudia Sünder, ebenfalls Mitglied im SPD- Vor-
stand, wies auf die Benachteiligung von Migrantin-
nen und Migranten in vielen Bereichen der Gesell-
schaft hin. Man müsse den Zuwanderern stärker als 
bisher Partizipation an gesellschaftlichen und politi-
schen Entscheidungsprozessen anbieten. Oftmals 
begännen diese Schritte im Kleinen: Zuhören, aufein-
ander zugehen, voneinander lernen. So entstehe Ge-
meinsamkeit und Miteinander. 
Veröffentlicht am 21.07.2010                          SPD BW                                              
              

 
Fraktion  der  Progressiven  Allianz  der 

Sozialdemokraten 
im  Europäischen  Parlament        
Peter Simon:  
 

"Zeit der Boni ohne Grenzen 
ist vorbei"  

 

EU-Parlament beschließt strengere Ver-
gütungsregeln und Eigenkapitalvor-
schriften für Banken  
Das Europäische Parlament hat heute mit großer 
Mehrheit für neue Vergütungsregeln und Eigenkapi-
talvorschriften für Banken gestimmt. "Damit schie-
ben wir nicht nur einen Riegel vor die teilweise un-
verhältnismäßigen und unmoralischen Bonuszahlun-
gen der letzten Jahre sondern unterbinden gerade die 
kurzsichtigen Vergütungsanreize, die zu der grenzen-
losen Risikobereitschaft maßgeblich beigetragen 
haben", so der Baden-Württembergische SPD-Euro-
paabgeordnete Peter SIMON. Ab Ende nächsten 
Jahres müssen 40 Prozent der Boni einbehalten wer-
den. Eine spätere Auszahlung hängt von der weiteren 
wirtschaftlichen Entwicklung des Unternehmens ab. 
Gleichzeitig werden Barauszahlungen von Boni 
(höchstens 30 Prozent bei Vorabzahlungen) zu Guns-
ten von Aktien und speziellen Schuldverschreibungen 
(mindestens 50 Prozent) begrenzt. "Mit dieser neuen 
Vergütungspolitik setzen wir ein deutliches Zeichen 
für nachhaltiges und verantwortliches Wirtschaften. 
Nur wer als oberste Devise das langfristige Wohl von 
Unternehmen und Mitarbeitern verfolgt, der soll auch 

belohnt werden." so das Mitglied des Wirtschafts- 
und Währungsausschusses weiter. Zukünftig muss 
deshalb jedes Finanzinstitut das Verhältnis zwischen 
Boni und Gehalt gemäß europäischer Vorgaben defi-
nieren und entsprechende Details offenlegen. Darüber 
hinaus konnten die Sozialdemokraten durchsetzen, 
dass staatlich unterstützte Banken so lange keine 
Manager-Boni zahlen dürfen bis die Kapitalbasis des 
betroffenen Instituts gestärkt und die Staatshilfe zu-
rückgezahlt ist. Außerdem müssen Banken mehr Ei-
genkapital für risikoreiche Geschäfte hinterlegen. 
"Auch hier bestand akuter Handlungsbedarf. Die 
Kombination aus kurzsichtigen Vergütungsanreizen 
und zu geringen Eigenkapitalanforderungen hat doch 
geradezu zu solchen hochriskanten Geschäften ani-
miert. Die neuen Regeln sollen dazu beitragen, dass 
die Steuerzahler bei der nächsten Krise nicht wieder 
für das Versagen der Manager zahlen müssen" betont 
SIMON. 
 
Enttäuscht zeigte sich SIMON darüber, dass es auf-
grund der Blockade im Ministerrat zunächst nicht zu 
einer Einigung bei der Einführung einer Europäi-
schen Finanzaufsicht kommen konnte. Die Fraktio-
nen haben deshalb zwar ihre Position zum Aufsichts-
paket abgestimmt, die Schlussabstimmung jedoch 
vertagt. "Das ist nur ein letztes Angebot unsererseits 
mit einer klaren Frist. Der Rat muss seiner Verant-
wortung bei der Regulierung endlich nachkommen 
und gemeinsam mit uns eine neue starke Finanzauf-
sicht schaffen. Sollte er dies aber zeitnah nicht tun, 
dann können wir die Schlussabstimmung jederzeit 
nachholen." so SIMON abschließend. 
Straßburg, 07.07.2010 
Für weitere Informationen:  
                                                  Büro Peter Simon,  MdEP 
 

Datenschutz hat Vorrang 
 

SPD-MdEP Evelyne Gebhardt gegen 
SWIFT-Abkommen 

 
„Terrorismusbekämpfung darf nicht zum Vorwand 
für mangelhaften Datenschutz werden“, erklärte die 
SPD-Europaabgeordnete Evelyne Gebhardt aus Mul-
fingen (Hohenlohekreis) nach der Abstimmung über 
das so genannte SWIFT-Abkommen im Europäi-
schen Parlament. Sie hatte gegen das jetzt gebilligte 
Abkommen zur Weitergabe von Bankdaten an die 
USA gestimmt. 
 
„Die in der europäischen Grundrechtecharta zugesi-
cherten fundamentalen Rechte der Bürgerinnen und 
Bürger dürfen nicht ausgehöhlt werden. Dazu gehört 
in unserer Zeit insbesondere auch der Datenschutz“, 
erklärte die Abgeordnete. 
 
Evelyne Gebhardt machte eine Mängelliste des 
SWIFT-Abkommens auf. Dazu gehören zum Beispiel 
die Kontrolle von Bankdaten ohne richterliche Zu-
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stimmung, die mit dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes zur Vorratsdatenspeicherung unver-
einbar lange Speicherdauer von fünf Jahren sowie der 
Mangel, sich vor Gericht gegen eine unberechtigte 
Verwendung persönlicher Daten zur Wehr setzen zu 
können. 
 
Die Abgeordnete schloss ihre Stimmerklärung mit 
den Worten: „Die Europäische Union hat nicht die 
Erlaubnis, vorhandene Grundrechte einzuschränken. 
Deshalb lehne ich das vorliegende SWIFT-
Abkommen weiterhin ab“. 
 
Das Europäische Parlament hatte im Februar ein 
ursprüngliches SWIFT-Abkommen zur Weitergabe 
von Bankdaten an die USA mit großer Mehrheit 
abgelehnt. Nach Evelyne Gebhardts Auffassung, die 
sich auf Juristen stützt, enthält der jetzt gebilligte 
Entwurf keine entscheidenden Verbesserungen. 
                                               Straßburg, den 8. Juli 2010  
                                         Büro Evelyne Gebhardt, MdEP 

 

Europafest ein Erfolg  
 

Straße gesperrt, Zwei Zelte drauf. Tische und Bänke 
drunter. Alles fertig für Evelyne Gebhardts Europa-
fest in Künzelsau. Das 16. bei schönstem Sommer-
wetter. 
 
Es gibt schon Stammtische zu Gesprächen bei Kaffee 
und Kuchen, Limo, Bier und Wein. Es gibt auch viele 
neue Gesichter. In diesem Jahr kamen auch zwei von 
sechs Kandidaten, die in Künzelsau Bürgermeister 
werden wollen. Warum nicht die Anziehungskraft der 
Europaabgeordneten nutzen, um sich selbst Wäh-
lerinnen und Wählern zu präsentieren? 

 
Evelyne Gebhardt konnte zahlreiche Gäste bei ihrem 
16. Europafest in Künzelsau begrüßen. 
Die meisten Gäste waren allerdings keine Wähler aus 
der Kreisstadt, kamen zum Teil weit her. Auch Jour-
nalisten mit Neugier auf den entspannten Teil der Ab-
geordnetenarbeit. Der Oberbürgermeister von Schwä-
bisch Hall und der betreuende Landtagsabgeordnete 

spitzten die Ohren beim Blick auf europäische Aktua-
litäten in der Begrüßungsrede. 
 
Eine Wirtschaftsregierung brauche Europa, forderte 
die Abgeordnete darin und mahnte bei den Politikern 
den Abbau der Europaskepsis an: „Wir müssen zei-
gen, dass die Bürger etwas von unserer Politik haben. 
In anderen Teilen der Welt beneidet man uns.“ 
                                                             Europa Aktuell, Nr. 7/2010 
 

CDU-Mann schießt am Ziel 
vorbei 

 
Nachdem der Berichterstatter der Konservativen im 
Binnenmarktausschuss des Europäischen Parla-
mentes seinen Berichtsentwurf zu den Verbraucher-
rechten vorgestellt hat, kündigte Evelyne Gebhardt 
Widerstand gegen die damit geplante Verwässerung 
des Verbraucherschutzes in Europa an. „Da kann ich 
mit meiner Fraktion nicht mitmachen“, unterstrich 
die sozialdemokratische Koordinatorin für Binnen-
markt und Verbraucherschutz. 
 
In Deutschland etwa soll nach den Plänen des CDU-
Berichterstatters die derzeit bestehende Pflicht des 
Verkäufers, Allgemeine Geschäftsbedingungen auf 
Wunsch des Verbrauchers vor Vertragsschluss aus-
gehändigt zu bekommen, künftig erschwert werden. 
Auch in Frankreich und Großbritannien würde der 
bestehende Verbraucherschutz nach dem jetzt vorlie-
genden Berichtsentwurf, etwa im Gewährleistungs-
recht, beeinträchtigt werden. 
 
„Außerdem hätten die Mitgliedsstaaten in Bereichen, 
die von der Verbraucherrechtsrichtlinie ausgenomm-
en werden sollen, zukünftig die Möglichkeit, Rege-
lungen einzuführen, die weit unter dem Europäischen 
Standard zurück blieben“, erläuterte die Binnen-
markt-Sprecherin der sozialdemokratischen Fraktion 
im Europäischen Parlament, Evelyne Gebhardt. 
 
„Mit dem vorgelegten Berichtsentwurf hat die EVP 
ihre Maske fallen lassen“, machte Gebhardt deutlich. 
„Sie will nicht mehr, sondern weniger Schutz für die 
Verbraucher und Verbraucherinnen Europas und 
verfehlt damit das Ziel der neuen Verbraucherschutz- 
Richtlinie.“ 
                                                       Europa Aktuell, Nr. 7/2010 
 

Rote Karte für kriminelle 
Vermittler  

 
Spielervermittler sollen zukünftig einer strengen Prü-
fung unterzogen werden, bevor sie ihre Arbeit auf-
nehmen können. Einen entsprechenden Entschlie-
ßungsantrag hat das Europäische Parlament mit gro-
ßer Mehrheit verabschiedet. Damit reagierte das 
Parlament auf eine Studie der EU-Kommission, die 
erhebliche kriminelle Tätigkeiten im Umfeld von 
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Spielervermittlern registriert. Die SPD-Europaabge-
ordnete und sportpolitische Expertin Petra Kammere-
vert  begrüßte  das  eindeutige  Abstimmungsergebnis  
 
„Die Studie der Kommission macht deutlich, dass die 
undurchsichtigen Transfersysteme kriminellen Akti-
vitäten Vorschub leisten und die Arbeit von Spieler-
vermittlern zu wenig kontrolliert wird. Das muss sich 
schleunigst ändern!“ 
 
Besonders besorgt ist die Sozialdemokratin über die 
Gefährdung gerade junger Spieler und der Gefahr, 
dass diese zu Opfern von Menschenhandel werden. 
Das Parlament fordert daher den Ministerrat auf, 
auch seinen Kampf gegen kriminelle Aktivitäten im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit von Spielervermitt-
lern, einschließlich Geldwäsche, Spielmanipulationen 
und Menschenhandel zu verstärken. 
Ein EU-weites Lizenzierungssystem und ein offiziel-
les Vermittlerregister sollen dafür sorgen, dass Spie-
lervermittler zukünftig strenge Anforderungen erfül-
len müssen, bevor sie ihre Tätigkeit aufnehmen kön-
nen. Notfalls solle dies durch eine entsprechende 
Richtlinie gesetzlich verankert werden. Darüber hin-
aus fordert das Parlament harmonisierte Mindeststan-
dards für Vermittlerverträge, ein Verbot der Entloh-
nung von Spielervermittlern im Falle von Transfers 
von Minderjährigen und ein wirksames Kontroll- und 
Disziplinarsystem. 
                                                             Europa Aktuell, Nr. 7/2010 
 

Aufgelesen  
 
„Die chinesischen Verbraucher sind sehr an-
spruchsvoll. Sie mögen Produkte ‚Made in 
China’ nicht,“ 
hat der Chef eines italienischen Luxusartikel-Her-
stellers erkannt. 
                                                 Europa Aktuell, Nr. 7/2010 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                  
 
 
 
Feuerwehrleute wenden sich an SPD- 
MdL Zeller:  
 

Berufsfeuerwehrleute mit 60 in 
Rente 

 
Für die Beibehaltung des Pensionseintrittsalters von 
60 Jahren bei Mitgliedern der Berufsfeuerwehr hat 

sich Norbert Zeller, Landtagsabgeordneter der SPD, 
ausgesprochen. Er wurde dieser Tage von vielen 
Berufsfeuerwehrleuten aus der Bodenseeregion auf 
das Thema angesprochen. Im Rahmen der Dienst-
rechtsreform will die Landesregierung die Alters-
grenze auf 62 Jahre anheben. Die SPD-Fraktion im 
Landtag ist der Auffassung, dass aufgrund der sehr 
hohen körperlichen Belastungen bei der Berufsfeu-
erwehr eine Heraufsetzung der Altersgrenze nicht 
hingenommen werden kann, da auch zahlreiche Stu-
dien belegen, dass die Leistungsfähigkeit insbesonde-
re der Einsatz mit Atemschutzausrüstung mit zuneh-
mendem Alter ab 60 Jahren nicht mehr zuverlässig 
gewährleistet werden könne. 
 
Die SPD hat und wird sich weiter mit entsprechenden 
Anträgen an die Landesregierung für die Beibehal-
tung der bisherigen Altersgrenze von 60 Jahren für 
Berufsfeuerwehrleute einsetzen. Ende Juli wird die 
Dienstrechtsreform voraussichtlich zur ersten Lesung 
kommen. Bis Jahresende 2010/ Jahresanfang 2011 
wird dann das Gesetz zur Verabschiedung kommen. 
Bis dahin wird die SPD mit Änderungsanträgen für 
die Beibehaltung der Altersgrenze kämpfen. 
06.07.2010 Büro Norbert Zeller, MdL 

 

Südbahn und S21 – schnell und 
ökologisch 

 
Die Elektrifizierung der Südbahn und Stuttgart 21 
binden die Region Bodensee-Oberschwaben besser 
und schneller an das nationale und internationale 
Bahnnetz an und sind alternativlos, so das Fazit der 
Veranstaltung der SPD Bodenseekreis, Ravensburg 
und MdL Norbert Zeller in Oberteuringen.  
 
Der Verbandsdirektor des Regionalverbands Boden-
see-Oberschwaben, Wilfried Franke  erläuterte die 
Schritte, die wichtig waren und sind, damit die Stre-
cke Lindau – Ulm bald ‚unter Strom‘ stehen kann: 
Der gesamtwirtschaftliche Nutzen (u. a. max. 1 Stun-
de Fahrzeit von FN nach Ulm, CO2-Einsparungen, 
Verlagerung von Güter- und Personenverkehr auf die 
Schiene, verringerte Unterhaltungskosten) beträgt das 
2,2 bis 2,4-fache der Investitionen, so die Aussage 
einer Studie aus 2006. Der Interessenverband Süd-
bahn aus Gemeinden, Städten, Landkreisen, Regio-
nalverbänden und Handelskammern entlang der Stre-
cke hat in der Region durch die gemeinsame Vorfi-
nanzierung der Planungen dafür gesorgt, dass die 
Südbahn von der Planung her aus heutiger Sicht 
pünktlich umgesetzt werden könnte. Dazu würden 
lediglich die verbindlichen Zusagen von je 70 Mio. 
Euro durch Bund und Land, sowie eine Bürgschaft 
für 3,5 Mio. Euro an Planungskosten fehlen. Dann 
könne die Elektrifizierung zwischen 2012 und 2015 
umgesetzt werden. 

SPD - Kreisverband 
Bodenseekreis 

 

MdL Norbert Zeller 



                                                                                                                                                                     

 
 
 
 
 

10 

 
v. l. Norbert Zeller, Wolfgang Drexler, Wilfried Fr anke, 
Jochen Jehle 
Foto: Jochen Jehle 
Ab 2019 könnten die Reisenden dann von Ulm aus in 
28 Minuten statt bisher 56 Minuten nach Stuttgart 
umstiegslos weiterfahren, wenn das Bahnprojekt 
Stuttgart – Ulm bis dahin fertig ist, erläutert der, 
Sprecher des Bahnprojekts Stuttgart – Ulm und Vize-
präsident des Landtags von Baden-Württemberg 
Wolfgang Drexler. Reisezeitverkürzungen im gan-
zen Land (z. B. Stuttgart – Tübingen in 28, statt bis 
zu 60 Minuten, nach Heilbronn in 48 statt bisher 86 
Minuten) oder bundesweit (z. B. Ulm – Frankfurt 107 
statt 137 Minuten) sind ein Ziel dieses Projekts. Im 
Schienenpersonennahverkehr können zudem landes-
weit verstärkt die Stunden- durch Halbstundentakte 
abgelöst werden, wenn der Bahnknoten in Stuttgart 
leistungsfähiger wird. 
Mit dem derzeitigen Kopfbahnhof kann man diese 
Leistungssteigerung jedoch nicht erreichen. Aus 
Platzgründen kann man die derzeit fünf Zubringer-
gleise nicht auf sieben ausbauen. Außerdem blockie-
ren sich die einfahrenden Züge, weil sich die Fahr-
wege vor dem Kopfbahnhof häufig überkreuzen. Nur 
durch eine Neuordnung der Gleiszuführung lässt sich 
somit die Kapazität des Bahnhofs in Stuttgart erhö-
hen. Nach Prognosen der Universität Stuttgart wer-
den mit dem Gesamtprojekt 18 Mio. Personenfahrten 
von der Straße auf die Schiene verlagert, was einer 
jährlichen CO2-Einsparung von 70 000 t entspricht.  
 
Dass solche Neuordnungen von Schienenverkehren 
in einem Ballungsraum wie Stuttgart teuer werden, 
zumal die Anforderungen an den Lärmschutz und die 
Flächenverhältnisse kompliziert sind, versteht sich 
von selbst. Den Kosten von 4,08 Mrd. Euro für Stutt-
gart 21 und 2 Mrd. Euro für die schnelle Trasse von 
Ulm nach Wendlingen stehen neben den Verbesse-
rungen bei Fahrzeiten und Kapazität viele positive 
Stadtentwicklungsmöglichkeiten gegenüber, die es 
bei einem Erhalt des Kopfbahnhofs nicht gäbe: Der 
Schlossgarten und der Rosensteinpark werden um 20 
ha größer und damit grüner als bisher. Weitere 80 ha 
werden für den Neubau von Wohn- und Stadtquartie-
ren frei, die nach Absicht der Stadt Stuttgart nachhal-
tig und ökologisch gebaut werden sollen. 
 
Würde man den Kopfbahnhof erhalten, wären neue 
ebenerdige Gleise und Brücken notwendig, die näher 
an die umgebende Bebauung rücken. Eine zusätzliche 

Verlärmung und ein hoher Flächenverbrauch wären 
die Folge. Und viel billiger würden diese Bauten 
auch nicht. 
 
Viele gute Gründe sprechen alsl für das Bahnprojekt 
Stuttgart – Ulm. Deswegen haben alle verantwortli-
chen Gremien im Land und der Region Stuttgart die 
politische Entscheidung für Stuttgart 21 gefällt und 
die zur Umsetzung notwendigen Verträge unter-
schrieben.  
 
Persönliches Fazit einer Besucherin: „Ich verstehe 
gar nicht, wieso die GRÜNEN gegen dieses ökologi-
sche Zukunftsprojekt sind!“ 
10.07.2010                    Jochen Jehle Vorsitzender 
                                     SPD Kreisverband Bodenseekreis 
 

SPD-Aktion „Rent a MdL“ geht erneut 
an den Start 
 

Bürger können Norbert Zeller 
mieten 

 
Bereits im Jahr 2008 war sie mit über 130 Terminen 
landesweit und einem durchweg positiven Medien-
echo ein großer Erfolg: Die Aktion „Rent a MdL“ der 
SPD-Landtagsfraktion, bei der Bürger, Vereine, Or-
ganisationen, Firmen, Geschäfte und Behörden einen 
Abgeordneten für berufliche, ehrenamtliche oder 
soziale Zwecke buchen können.  
 
Jetzt geht „Rent a MdL erneut an den Start. „Wir 
wollen damit unseren politischen Leitspruch "Nah bei 
den Menschen" wieder auf völlig unkonventionelle 
Weise umsetzen, den Bürgerdialog stärken und Poli-
tikverdrossenheit abbauen“, erläutert die Abgeordne-
te Norbert Zeller, der selbst bei der Aktion mitmacht. 
 
„Ich helfe bei Ihrem Job, unterstütze Sie im Verein, 
schaffe auf einem Fest mit, gehe in Ihrer Firma tat-
kräftig zur Hand oder lerne anderswo kennen, was 
Sie politisch auf dem Herzen haben“, nennt Zeller 
Beispiele und freut sich auf den „Einfallsreichtum der 
Menschen im Wahlkreis Bodensee“. In den kom-
menden Wochen will der SPD-Abgeordnete die Be-
werbungskarte für „Rent a MdL“ bei Veranstaltun-
gen, Gesprächen und sonstigen Gelegenheiten unters 
Volk bringen. Sie kann in größerer Stückzahl auch im 
Wahlkreisbüro (Norbert Zeller, Moltkestr. 10, 88046 
Friedrichshafen, Tel 07541 32250) bestellt werden. 
Einsende- und Abgabeschluss für „Rent a MdL“ ist 
der 10. September 2010. Buchungswünsche können 
auch per Online-Formular an die SPD-Landtagsfrak-
tion gerichtet werden: www.spd.landtag-bw.de  
„Ich bin gespannt auf die Vorschläge und werde mit 
denjenigen Bürgerinnen und Bürgern einen Termin 
für „Rent a MdL“ vereinbaren, deren Idee mich über-
zeugt. Aber auch unbequemen Anfragen werde ich 
mich nicht verweigern“, sagt Norbert Zeller zum 
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Auswahlverfahren. Prinzipiell ausgeschlossen von 
der Aktion sind lediglich rein private Termine oder 
Anliegen. 
21.07.2010 Büro Norbert Zeller, MdL 
 
Martin Gerster:  
 

Schwarz-Gelb:  
 

Sozial ungerecht und 
familienfeindlich 

 
Beim SPD Ortsverein Friedrichshafen referierte MdB 
Martin Gerster aus Biberach über Steuerpolitik .Als 
Mitglied im Finanzausschuss rechnete er sowohl mit 
Bundes- als auch (beide Schwarz-Gelb) Landessre-
gierung scharf ab und bezeichnete die aktuelle Steu-
erpolitik als „sozial ungerecht und familienfeindlich“. 
 
Das Versprechen der Koalition „Mehr Netto vom 
Brutto“ ist ins Gegenteil verkehrt. In Steuer- und 
Haushaltspolitik hat die schwarz-gelbe Regierung 
versagt, stellte Gerster fest. Gesetzlich Versicherte 
müssen durch die Gesundheitsreform deutlich mehr 
Beiträge entrichten als bisher. Entlastet dagegen 
werden Unternehmer, reiche Erben und Bezieher 
hoher Einkommen, so Gerster. Die Senkung der Um-
satzsteuer für Hotelübernachtungen bezeichnete 
Gerster als reine Gegenleistung für geleistete Millio-
nenspenden an FDP und CSU. 

 
 
 
 

Da dadurch Steuerausfälle in Milliardenhöhe entste-
hen, werden als Ausgleich dafür die Schwächsten der 
Schwachen über das Sparpaket abkassiert: Kürzung 
des Elterngeldes, komplette Streichung bei Arbeitslo-
sen sowie die Abschaffung des Heizkostenzuschusses 
für Bedürftige benannte Gerster als Ausdruck einer 
Politik sozialer Kälte.  
 
Gerster forderte die Einführung einer Finanztransak-
tions-Steuer und einen höheren Spitzensteuersatz, 
Rücknahme der Steuergeschenke für Hoteliers und 
die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns. Ein 
maßvoller Einsatz von Leiharbeit muss gesetzlich 
festgesetzt werden. 
 
Roland Frank, Stadtrat und SPD-Fraktionschef in 
Friedrichshafen, beklagte die dramatische Finanzlage 
vieler Kommunen durch die jüngsten Entscheidungen 
von Schwarz-Gelb. Gerster versprach, sich für einen 
Erhalt der Gewerbesteuer und eine bessere Planbar-
keit bei den Kommunalfinanzen in Berlin einzuset-
zen. 
 
Die Entscheidung der Landesregierung, die dem 
Land mit den Daten von Steuerhinterziehern angebo-
tene CD nicht zu erwerben, stieß beim Publikum auf 
Ablehnung. „Wer eine Maultasche am Arbeitsplatz 
mitnimmt, wird fristlos entlassen. Kriminelle Steuer-
hinterzieher hingegen lässt man laufen“, so Gerster. 
 
Gerster rief die Anwesenden dazu auf, die Landtags-
wahl im März nicht nur zur Denkzettelwahl für 
Schwarz-Gelb zu machen sondern auch für die Wie-
derwahl Norbert Zellers zu sorgen. 
23.07.2010                                               Karl-Heinz König 
 

Stange: 
 

Migrantenkinder besser  
fördern – von Anfang an 

 
Zu dem heute im Bundeskabinett beratenen Integrati-
onsbericht der Bundesregierung erklärt die Vorsit-
zende der Arbeitsgemeinschaft für Bildung in der 
SPD, Dr. Eva-Maria Stange: 
 
Im deutschen Bildungssystem werden Kinder aus 
Migrationsfamilien systematisch benachteiligt. Selbst 
bei gleichem Bildungsstand und Einkommen der 
Eltern erreichen Migrantenkinder deutlich häufiger 
keinen oder nur den Hauptschulabschluss als ihre 
Mitschüler ohne Migrationshintergrund. Die Sprach-
barriere wird für viele Kinder zum K.O.-Kriterium 
Nummer 1, wenn es um den Übergang von der 
Grundschule auf die weiterführende Schule geht. Wer 
nicht einwandfrei deutsch spricht oder schreibt, der  
                                                     Fortsetzung auf Seite 24 
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SBI fordert Ausstieg aus 
Kohlekraftwerk Brunsbüttel  

 
Die SBI, der Verband sozialdemokratischer Parteien 
im Bodenseeraum, befasste sich an einer Vorstandsit-
zung in Romanshorn miet dem Bau des Kohlekraft-
werks Brunsbüttel bei Hamburg. 
 
Die SBI fordert mit den Sozialdemokraten in der Ost-
schweiz die Schweizer Stromkonzerne auf, die Betei-
ligung am Kohlekraftwerk in Norddeutschland auf-
zugeben und so den Bau dieser „Dreckschleuder“ zu 
verhindern.  
 
Die SBI solidarisiert sich mit der protestierenden 
Bevölkerung in Schleswig-Holstein, den Leidtragen-
den dieses Kraftwerkbaus. 
                                                  Fredi Alder, Präsident SBI 
 

 
 

 Oberstufe 2012:  
 

Note ungenügend! 
 

Die SP ist enttäuscht vom mutlosen 
Grundsatzentscheid des Erziehungsra-
tes zur Oberstufenstruktur. Die SP hat 
eine Reform und keine Kosmetik erwar-
tet. Leider wurde eine Chance für Wei-
terentwicklung der Oberstufe verpasst.  

Der Erziehungsrat des Kantons St.Gallen hat aus 
Sicht der SP eine Chance verpasst. In der Oberstufe 
wird sich in Zukunft nichts bewegen. Innovativen 
Schulgemeinden wird es auch in Zukunft nicht mög-
lich sein, Sekundar- und RealschülerInnen gemein-
sam unterrichten zu können. Das Modell der integra-
tiven Oberstufe würde die individuelle Förderung der 

 
 
 
 
 
 

 

  
 
 Kinder erleichtern und die Chancengleichheit erhö-
hen. SP-Kantonsrat Donat Ledergerber bedauert, dass 
den Schulgemeinden die Zulassung für eine zu-     
kunftsweisende integrative Oberstufe oder auch Al-
tersdurchmischtes Lernen nicht gewährt werden soll.  
 
Dass zukünftig Oberstufen mit zwei Klassen pro 
Jahrgang geführt werden können, ist grundsätzlich 
positiv zu werten. Bei einem integrativen Schulmo-
dell mit heterogenen Stammklassen hätten ausgegli-
chenere Klassen gebildet werden können, die auch 
kleinen Schulgemeinden neue Perspektiven eröffnet 
hätte. Der Erziehungsrat hat leider eine grosse Chan-
ce verpasst, hängige Probleme zu lösen und in die 
Zukunft zu investieren. 
 

Problem „Flade“ und „Kathi“ weiterhin 
ungelöst 

 
Weiter ist störend, dass die Problematik der reinen 
Sekundarschulen    wie   bspw.  in  St.Gallen,  Gossau  
oder Wil vom Erziehungsrat nicht angegangen wird. 
Im Kanton gibt es immer noch reine Sekundarschu-
len, obwohl das Oberstufengesetz klar verlangt, dass 
Real- und SekundarschülerInnen in der gleichen 
Schuleinheit unterrichtet werden müssen. In Zukunft 
sollen die Schulgemeinden wählen können, ob sie das 
bisherige System beibehalten oder auf das kooperati-
ve Modell umstellen wollen. Regierungsrat Kölliker 
will sich am „Flade“ und am „Kathi“ anscheinend 
nicht die Finger verbrennen. Für die SP ist klar, die-
ses Problem gehört dringend angepackt!  
 
Regierungsrat Kölliker wollte das Projekt bis 2012 
umsetzen. Die SP hat diesen ehrgeizigen Fahrplan 
wiederholt hinterfragt. Es ist klar, dass unter Zeit-
druck keine Reformen möglich sind. Jetzt gilt es, 
ohne Zeitdruck doch noch eine richtige Oberstufenre-
form mit der nötigen Gesetzesänderung aufzugleisen. 
Weitere Auskünfte:  
                               • Donat Ledergerber, SP-Kantonsrat  
                               • Dario Sulzer, Politischer Sekretär 
 

�

Sozialistische Bodensee-Internationale, SBI 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und Gewerkschaften 

www.bodensee-internationale.org                                                                                                      
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Die Geschäftsprüfungsdelegation der eidgenössi-
schen Räte hat einen politischen Skandal ungeheuren 
Ausmasses aufgedeckt, ohne dass dieser bislang in 
der Öffentlichkeit auf die ihm angemessene Resonanz 
gestossen wäre. 20 Jahre nach dem Fichenskandal I 
muss heute festgestellt werden, dass die Staatsschüt-
zer und die ihnen übergeordneten politischen Kon-
trollorgane nichts, aber auch gar nichts gelernt haben. 
Es wird munter ohne System und ohne Vorstellung 
darüber, was denn nun konkret staatsfeindlich sein 
soll, fichiert und archiviert. Über 200'000 neue Fi-
chen sollen entstanden sein. 
 
Diese düstere Tatsache hat auch für den Kanton St. 
Gallen Bedeutung. Nach einem Artikel im St. Galler 
Tagblatt vom 10. Juli 2010 soll es drei Stellen geben, 
die den ganzen Tag nichts anderes tun, als die Bevöl-
kerung mehr oder weniger gezielt auszuspionieren, 
Fichen anzulegen und dem Nachrichtendienst des 
Bundes zu rapportieren.  
 
Ich ersuche die Regierung in diesem Zusammenhang 
um Beantwortung der nachfolgenden Fragen: 
 
1. Wie beurteilt die Regierung den Fichenskandal II 
in genereller Art und Weise? 
2. Was unternimmt die Regierung, um die Einwohne-
rinnen und Einwohner des Kantons St. Gallen künftig 
vor derartigen Übergriffen in ihre Privatsphäre zu 
schützen? Ist sie insbesondere ebenfalls der Ansicht, 
dass der Staatsschutz abgeschafft gehört? 
3. Wird sich die Regierung dafür einsetzen, dass Be-
troffene Einsicht in ihre Fichen erhalten? 
4. Hat die Regierung Kenntnis davon, wie viele Ein-
wohnerinnen und Einwohner des Kantons St. Gallen 
vom neuen Fichenskandal betroffen sind? Sofern dies 
nicht der Fall ist, ist die Regierung bereit, dafür zu 
sorgen, dass diese Zahlen offen gelegt werden? 
19.07.2010, von Kantonsrat Fredy Fässler, St.Gallen  II. 
Über Ruben Schönenberger, Administrativer Sekretär          
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Unter Ausschluss der öffentlichen Wahrnehmung ist 
im Jahre 2007 an der HSG das C Set, das Kompe-
tenzzentrum für Sicherheitswirtschaft und Technolo-
gie als Kooperation zwischen dem eidgenössischen 
Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz 
und Sport sowie dem Institut für Politikwissenschaft 
an der Universität St. Gallen gegründet worden. 
 

Ziel des Kompetenzzentrums ist es, spezielle wirt-
schaftliche Fragen im Zusammenhang mit sicher-
heitsrelevanten Themen aus Sicht der Hauptakteure 
(Regierung, Militär, Industrie) beantworten zu kön-
nen. Begleitet werden sollen dabei auch ganze Pro-
jekte und zwar von der Erstellung einer spezifischen 
Strategie, über die Analyse politischer Sachverhalte 
bis hin zu Spezialthemen wie Rüstungsbeschaffun-
gen, Kooperationen bei Technologieprojekten oder 
Offsets. Ein auf der Homepage häufig zu lesender 
Begriff ist dabei derjenige der Kollaboration. So wird 
etwa darauf verwiesen, dass Kollaborationen in den 
Bereichen Panzerabwehrraketen und Helikopter teils 
sehr erfolgreiche Systeme hervorbrachten, die tech-
nisch überlegen und dennoch ökonomisch äusserst 
effizient waren. Kollaborationen im Kampfflugzeug-
bereich sollen dagegen meist weniger erfolgreich 
gewesen sein. Im Bereiche der Panzer und der gepan-
zerten Fahrzeuge sollen sie vollends gescheitert sein, 
was auch immer das im Einzelnen nun bedeuten mag. 
 
Das Institut verfügt über einen illusteren Beirat, in 
welchem Rüstungsindustrie, Armee und Nachrich-
tendienst sich so quasi auf die Schultern klopfen. 
Vorsitzender ist Jakob Baumann, Rüstungschef, 
Christoph Keckeis, der ehemalige Chef der Armee ist 
vertreten, Markus Seiler, der Direktor des Nachrich-
tendienstes des Bundes, Daniel Thevenaz, Leiter 
Wissenschaft und Technologie, armasuisse und Hans 
Winzenried, Präsident der Rüstungskommission, 
VBS. Ich ersuche die Regierung im Zusammenhang 
mit diesem speziellen Institut um Beantwortung der 
nachfolgenden Fragen: 
 
1. Wie beurteilt die Regierung die Tätigkeit dieses 
Instituts, insbesondere auch unter dem Aspekt der 
Neutralität der Schweiz und unter generellen ethi-
schen Aspekten? 
 
2. Bestehen mit Bezug auf Forschungsschwerpunkte, 
aber auch für die konkrete Begleitung von Projekten 
Vorgaben, insbesondere mit Bezug auf den Aus-
schluss denkbarer Auftraggeber (Schurkenstaaten, 
Entwicklungsländer etc.)? 
 
3. Wie beurteilt die Regierung die enge Verflechtung 
von VBS und Rüstungsindustrie in diesem Institut, 
insbesondere unter Berücksichtigung konkret bevor-
stehender Auftragsvergaben oder Rüstungsprogram-
me? 
 
4. Generell: Wie finanziert sich das Institut? 
 
5. Wem stehen die Forschungsergebnisse zu Verfü-
gung?           
19.07.2010,                       von Kantonsrat Fredy Fässler 
Über  Ruben Schönenberger, Administrativer Sekretär   
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SP Kanton Thurgau 
 

Spitalaufenthalt von SP – 
Nationalrätin Edith Graf 

- Litscher 
 
Medienmitteilung der SP Thurgau vom 13. Juli 2010 
 
Bei der Thurgauer SP- Nationalrätin Edith Graf - 
Litscher wurde letzte Woche ein  bösartiger Brusttu-
mor diagnostiziert. Bereits diese Woche wurde dieser 
operativ  entfernt.  Edith Graf-Litscher  hat die Ope-
ration gut überstanden und erholt sich nun von die-
sem Eingriff. 
 
Voraussichtlich anfangs August wird Edith Graf-Lit-
scher  mit einer Chemotherapie beginnen und die 
Komplementärmedizin dabei stark einbeziehen. Sie 
wird  während der Therapie, welche mehrere Monate 
dauern kann, ihre beruflichen, privaten und politi-
schen Termine nur eingeschränkt wahrnehmen kön-
nen und über eine Teilnahme jeweils kurzfristig ent-
scheiden. 
 
Edith Graf - Litscher ist zuversichtlich, dass sie nach 
der Therapie ihre beruflichen und politischen Tätig-
keiten wieder fortsetzen kann. Sie wird jedoch ihren 
Lebensstil dem Erlebten anpassen und zum Beispiel 
der gesunden Ernährung und der Erholung noch mehr  
Beachtung schenken. 
 
Die SP Thurgau wünscht ihrer Nationalrätin Edith 
Graf - Litscher gute Genesung und bei der anschlies-
senden Therapie viel Erfolg und viel Kraft. 
Auskünfte erteilen: 
Barbara Kern,                            Präsidentin SP Thurgau,  
                                                         Harry Graf, Ehemann 
 
Mittlerweile konnte SP-Nationalrätin Edith Graf-
Litscher konnte nach einem achttägigen Aufenthalt 
die Frauenklinik des Kantonsspitals Frauenfeld wie-
der verlassen. Edith Graf-Litscher wird sich in den 
kommenden Tagen zu Hause weiter erholen. Bereits 
diese Woche sollen die Ergebnisse der Tumorunter-
suchung vorliegen. Dann wird sie zusammen mit 
ihrem Mann und Chefarzt Dr. Fehr die folgende The-
rapie besprechen, die notwendigen Vorkehrungen 
treffen und die Komplementärmedizin einbeziehen.  
Edith Graf-Litscher ist froh, dass sie sich zu einer 
raschen Operation entschieden hat und diese erfolg-
reich verlaufen ist.  
Auszug aus einer Pressemitteilung:          die Redaktion 
 

 

Sommer-Bilanz der 
Bundesregierung 

Erstes Halbjahr 2010 
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Steuerreform, Arbeitsmarktpaket, Mehr Mittel für 
thermische Sanierung, 760 Mio. Euro zur Förderung 
von Green Jobs, leichterer Zugang zu Finanzierung 
für Investitionen durch AWS; Geldwäschepaket; In-
solvenzrechtsreform. 
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Niedrigste Arbeitslosigkeit, sehr niedrige Jugendar-
beitslosigkeit im Europavergleich dank Arbeits-
marktpaketen, Konjunkturmaßnahmen und öffentli-
che Investitionen. 
 

������
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Euro-Rettungsschirm, Ausgaben-Obergrenzen im 
Haushaltsrecht, Risiko-Spekulation im Bund beendet, 
FMA übernimmt Aufsicht über Rating-Agenturen, 
europäische Finanzmarktaufsicht. 
 

��������������
�
Mehr Geld für Katastrophenschutz, 1000 Polizisten 
mehr; Fremdenrecht neu geordnet, grenzüberschrei-
tende Kooperation gestärkt; Einbruchskriminaltät 
zurückgedrängt; Sicherheitsleistung und Fußfesseln, 
mehr Verbraucherschutz; Österreich im UNSicher-
heitsrat, Donauraum/Schwarzmeerkooperation. 
 

���������	�������
Einigung über Transparenzdatenbank erzielt, Über-
blick über alle Sozialtransfers und Förderungen. 
�����	����������	��������
�
Mindestsicherung, kostenloses Kindergartenjahr, 
höheres und auch einkommensabhängiges Kinder-
geld, Kinderbeistand (Stimme für Kinder). 
 

�������������
Neue Mittelschule, Ausbildungsgarantie für Jugend-
liche bis 18 Jahre, Zentralmatura, Schulentwick-
lungsplan mit über 600 Mio. Euro, Hochschuldialog, 
Studienchecker und Ausbau der ÖH-Maturantinnen-
beratung. 
 

�������	������
�
neue Gruppenpraxen bei Ärzten (Ärzte-GmbH) Si-
cherung der Krankenkassen, höheres Pflegegeld, 
besserer Immissionsschutz, mehr Verkehrssicherheit. 
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Anbau von gentechnisch veränderten Organismen 
gegen Willen der Bevölkerung in EU verhindert, 
Immissionsschutzgesetz Luft. 
                                                    SPÖ-Express, 23-07.2010 
 
Michael Ritsch:  
 

Situation der Familien soll 
verbessert werden 

 

SPÖ möchte jährlichen Familienbericht erstel-
len lassen 
 
Die Situation der Vorarlberger Familien ist für SPÖ-
Clubobmann Michael Ritsch in zahlreichen Belangen 
nicht zufrieden stellend. „Es gibt immer wieder An-
lass zur Kritik“, weiß Michael Ritsch aus vergange-
nen Erfahrungen. „Dann werden einfach irgendwel-
che Schnellschüsse abgefeuert, um die prekäre Lage 
der Familien kurzzeitig zu entschärfen“. Michael 
Ritsch erinnert in diesem Zusammenhang etwa an die 
Kostenbeihilfe zur Nachhilfe, die nach der entspre-
chenden SPÖ-Initiative im vergangenen Jahr von der 
ÖVP-Regierung aufgegriffen wurde.  
 
Die Familien müssen immer tiefer in die Tasche 
greifen, um alle Kosten abzudecken, die für die Kin-
derbetreuung, diverses Schulmaterial oder für Ge-
sundheitskosten wie Zahnspangen oder Impfungen 
anfallen.  
Damit die soziale und wirtschaftliche Lage der Fami-
lien künftig besser beurteilt werden kann, möchte die 
Sozialdemokratische Landtagsfraktion einen jährli-
chen Familienbericht erstellen lassen, in welchem 
alle für Familien relevanten Bereiche eruiert und die 
gegebenenfalls gewährten Zuwendungen der öffentli-
chen Hand an die Familien aufgezeigt werden.  
 
„Es wäre für alle Beteiligten von großem Nutzen, 
einen tieferen Einblick in die Situation der Familien 
zu bekommen, um bei Bedarf entsprechende Verbes-
serungsmaßnahmen zu veranlassen“, argumentiert 
Michael Ritsch den Antrag. 
                                                    SPÖ-Express, 23-07.2010 
 

„Armut hat Mitte der  
Gesellschaft erreicht“ 

 

Werkstattgespräche in Götzis: Sozialwis-
senschaftler Emmerich Tálos diskutierte 
mit Landespolitikern über die Zukunft 
des Sozialstaates  
 
GÖTZIS – Die Frage nach der Verteilungsgerechtig-
keit und die Zukunft des Österreichischen Sozialstaa-

tes standen im Mittelpunkt der „Werkstattgespräche“ 
im Kulturbühne  AMBACH in Götzis. Der beängsti-
gende Befund von ExpertInnen und Politikern: „Die 
Armut ist längst in der Mitte der Gesellschaft ange-
kommen“.  
 
Hohe Staatsverschuldung, die steigende Zahl atypisch 
Beschäftigter und die älter werdende Gesellschaft 
setzen den Österreichischen Sozialstaat zunehmend 
unter Druck, erklärte der namhafte Politikwissen-
schaftler Emmerich Tálos zu Beginn seines Vortra-
ges. Und: „Es ist zu befürchten, dass sich die beste-
henden Probleme durch die  Wirtschaftskrise weiter 
zuspitzen“. Denn den Staaten in Europa ginge es in 
Zeiten der Krise primär um den Schutz des Marktes. 
Auf der Strecke blieben die sozial Bedürftigen, „für 
welche sich die Lage weiter verschärfen wird“.  

Mindestsicherung umsetzen  
„Es ist wichtig, dass sich die Politik den Problemen 
stellt“, betonte Tálos. Notwendig sei vor allem eine 
effiziente Steuerung und Regulierung der Finanz-
märkte. Auch die  bedarfsorientierte Mindestsiche-
rung müsse nun „endlich beschlossen und umgesetzt 
werden“. Es sei völlig unverständlich, dass die Min-
destsicherung nach wie vor in Frage gestellt werde, 
wohingegen für die Banken in „kürzester Zeit Hilfs-
pakete in Milliardenhöhe geschnürt wurden“.  

„Keine soziale Hängematte“  
Johannes Rauch von den Grünen stellte bei der an-
schließenden Podiumsdiskussion klar: „Die Mindest-
sicherung ist keine soziale Hängematte“. Denn es 
seien lediglich ca. ein Prozent der Betroffenen, die 
sich nicht in den Arbeitsmarkt integrieren lassen 
wollten. Nicht einverstanden ist Rauch auch mit den 
Sparvorhaben der Regierung. „60% der geplanten 
Einsparungen betreffen die Bereiche Soziales, Fami-
lie, Arbeit, Pflege, Gesundheit und Jugend und somit 
jene Bereiche, denen bei der Armutsbekämpfung eine 
zentrale Rolle zukommt“, so Rauch. SPÖ-Chef Mi-
chael Ritsch kritisierte die ÖVP. Sie stelle sich vor 
die Reichen und verhindere die Umsetzung wichtiger, 
auf sozialen Ausgleich abzielende Maßnahmen. 
Ritsch forderte die rasche Umsetzung einer Banken-
abgabe sowie eine „Reichensteuer“ ab einem Vermö-
gen von 700.000 Euro.  

Bildung gegen Armut  
Für Beate Gruber (ÖVP) ist Bildung der Schlüssel 
zur Senkung des Armutsrisikos. So auch für Ernst 
Blum von der FPÖ, der zudem auf die Bedeutung von 
Sprachkenntnissen hinwies, die die „Chancen am 
Arbeitsmarkt deutlich steigern“.  Die Werkstattge-
spräche sind eine Diskussionsreihe von ÖGB Vorarl-
berg, Südwind, Grüne Bildungswerkstatt, Renner 
Institut, Attac, Welt Laden und Katholischer Kirche 
Vorarlberg. 
                                                    SPÖ-Express, 02-07.2010 
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Herausforderung Integration  
Wahlen 

Zahide Sarikas kandidiert im 
Wahlkreis Konstanz für den 

Landtag 

 
"Vor Euch steht eine Einwanderin." So begann Zahi-
de Sarikas ihre persönlich gehaltene Kandidatenrede. 
Sie spricht aus Erfahrung, wenn sie sagt: "Integration 
gehört zu den wichtigsten Aufgaben unserer Gesell-
schaft". Dies sei ein Gebot von Humanität und Ge-
rechtigkeit, aber auch ökonomisch vernünftig. Denn 
keine Gesellschaft könne es sich leisten, wenn Bil-
dungsverlierer mit und ohne Migrationshintergrund 
arbeits- und perspektivlos auf der Straße herumlun-
gern. 
 
Die Sozialdemokraten im Wahlkreis Konstanz setzen 
auf die 46jährige politische Quereinsteigerin, die erst 
seit knapp einem Jahr Mitglied der Partei ist. Auf sie 
entfielen 42 von 44 abgegebenen Stimmen. Ersatz-
bewerber ist der Allensbacher Gemeinde- und Kreis-
rat Tobias Volz, der einen Pflegedienst leitet. 
Integration ist keine Einbahnstraße, sagt Sarikas. Je-
der Einzelne sei gefordert, aber auch die deutsche 
Gesellschaft müsse sich öffnen. Doch die deutsche 
Gesellschaft leiste weniger als andere Länder in Eu-
ropa. Dies sei eine Folge einer deutschen Lebenslüge, 
des jahrzehntelang vorgetragenen Chors: "Wir sind 
kein Einwanderungsland". 

 
Sarikas kritiserte die bildungspolitischen Versäum-
nisse der Landesregierung, die mit Mogelpackungen 
und leeren Symbolen arbeite. Wie in keinem anderen 
Bundesland hänge in Baden- Württemberg Bildungs-
erfolg vom Geldbeutel der Eltern ab. Studiengebüh-
ren sorgen für eine soziale Auslese an den Hochschu-
len. 
 
Sarikas wurde 1964 in der Türkei geboren und lebt 
seit 1978 in Deutschland. Sie hat in Duisburg Erzie-
herin studiert und betreibt mit ihrem Mann Ali in 
Konstanz ein Restaurant. 
23.07.2010                              www.spd-kreis-konstanz.de 
 

  

 
 
 
 
 
 

Bundestagsabgeordneter  
Martin Gerster in Warthausen 
 
Auf einen Besuch ist jetzt der SPD-Bundestagsabge-
ordnete für den Wahlkreis Biberach, Martin Gerster, 
bei der Verwaltung der Gemeinde Warthausen vor-
beigekommen. Themen waren die kommunalen Fi-
nanzen, Verkehrsprobleme und die Südbahn. Bei 
einem Rundgang durchs Rathaus und einer Präsenta-
tion der Gemeinde informierte sich Martin Gerster 
über das Anstehende. Kämmerer Jürgen Maucher 
überreichte dem Bundestagsabgeordneten ein Schrei-
ben mit der Bitte, sich für den Erhalt der Gewerbe-
steuer einzusetzen: Seiner Auffassung nach sollten 
alle Branchen, also auch die Selbständigen und Frei-
berufler, zur Gewerbesteuer herangezogen werden. 
Ebenfalls sollten die Dauerschuldzinsen wieder in die 
Besteuerungsgrundlage mit einbezogen werden.  

 
Gerster antwortete, dass er sich für den Erhalt der 
Gewerbesteuer einsetzen werde. Er sehe mit Sorge, 
dass die Bundesregierung eine Kommission einge-
setzt habe mit dem Ziel, eine Alternative zur Gewer-
besteuer zu entwickeln. Die Gewerbesteuer sei nach 

SPD Kreis Biberach 
MdB  

Martin Gerster  
 

SPD Kreis Konstanz 
MdB  

Peter Friedrich 
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seiner Auffassung aber eine gute Sache, weil sie die 
Gemeinden ermutige, sich aktiv für die Ansiedlung 
von Gewerbebetrieben einzusetzen. 
 
Sorgen bereitet Martin Gerster auch, dass ab 1. Janu-
ar 2011 auf der B 30 von Biberach nach Ulm Maut-
gebühren erhoben werden sollen. Gerster: „Ich be-
fürchte, dass der Schwerlastverkehr in diesem Fall 
von der B 30 auf die B 465 oder die B 312 auswei-
chen wird, und das bedeutet eine Belastung für die 
Ortsdurchfahrt von Warthausen, die für ein solches 
Verkehrsaufkommen nicht geeignet ist.“ 
 
Bürgermeister Cai-Ullrich Fark besprach mit Gerster 
zudem den Stand der Dinge bei der Elektrifizierung 
der Südbahn. Die Gemeinde werde hier noch in die-
sem Jahr weitere Mittel für die Vorfinanzierung zur 
Verfügung stellen, sodass hier insgesamt fast 60.000 
Euro investiert worden seien. Gerster sicherte Bür-
germeister Fark zu, sich in Berlin für die Elektrifizie-
rung der Südbahn einzusetzen. Er befürchte jedoch, 
dass das Projekt für Jahre auf Eis gelegt werden 
könnte, weil im Bundesverkehrsministerium zu we-
nig Geld da sei. Bahnchef Rüdiger Grube habe ihm 
allerdings in einem Gespräch zugesichert, dass sei-
tens der Deutschen Bahn ein großes Interesse am 
Beginn der Arbeiten noch im Jahr 2012 vorhanden 
sei. 
02.07.2010                                             Wolfgang Heinzel, 
                                     Bürgerbüro Martin Gerster MdB 
 

Leutkircher Nachwuchspolitiker im 
Deutschen Bundestag 
 

„Einheit vollenden“ 
lautet das Thema 
 
Politik ist Stress: Diese Erfahrung hat jetzt auch der 
21-jährige Michael Salomo aus Leutkirch gemacht, 
als er an der Veranstaltung des Deutschen Bundesta-
ges „Jugend und Parlament“ teilnahm. Ziel dieser 
viertägigen Veranstaltung war es, etwa 300 Jugendli-
chen aus dem gesamten Bundesgebiet die Arbeits-
weise des Parlaments näher zu bringen. 
 
Gleich nach der Ankunft schlüpfte Michael Salomo 
in seine Rolle als Vertreter der kleineren Koalitions-
partei und begab sich auf die erste Fraktionssitzung, 
um seine neuen Kolleginnen und Kollegen kennen zu 
lernen. Nach ein kurzen Nacht trafen sich die Teil-
nehmer- und –innen erneut zur Fraktionssitzung, 
wobei die fiktiven Abgeordneten sich hierbei einen 
Ausschuss auswählten. Des Weiteren wurden der 
Fraktionsvorsitzende, die Schriftführer und die Aus-
schussvorsitzenden bestimmt. 
 
Mit seinem beruflichen Hintergrund des gelernten 
Verwaltungsbeamten entschied sich Salomo für den 

Ausschuss „öffentliche Verwaltung“, der mit dem 
Antrag�„Einheit vollenden“  beauftragt war. 
 
Dieser bestand aus drei Punkten: 
1.) Angleichung der Gehälter der Angestellten und 
Beamten im öffentlichen Dienst zwischen Ost und 
West. 
2.) Durch gezieltes Eingreifen in Arbeitnehmerrechte 
Arbeitsplätze sichern. 
3.) Förderung von strukturschwachen Regionen im 
gesamten Bundesgebiet. 
 
Um die Atmosphäre zwischen den Jugendlichen et-
was aufzulockern und zur Erholung vom anstrengen-
den Programm gab es zur Mittagszeit eine Stadtrund-
fahrt durch Berlin zu allen wichtigen historischen�
und politischen Orten. Nachmittags legten Arbeits-
gruppen den Standpunkt der Partei für die Aus-
schussarbeit fest. Anschließend wurde dies der Frak-
tion zur Abstimmung vorgelegt. Dabei mussten die 
jungen Nachwuchsabgeordneten zunächst zahlreiche 
innerparteiliche Konflikte beheben und eine genaue 
Abstimmung mit dem Koaltionspartner vornehmen. 
 
Am folgenden Tag eröffnete die echte Bundestagsvi-
zepräsidentin Gerda Hasselfeld (CSU) Punkt neun 
Uhr die erste Lesung. Zum ersten Mal betrat Michael 
Salomo den Ort des Geschehens, den Plenarsaal, der 
sonst ausschließlich den Mitgliedern des Bundestages 
vorbehalten ist. „ Beim Aufenthalt im Plenum be-
merkt man trotz der Transparenz des Hauses nicht, 
dass man ständig beobachtet, gefilmt oder fotogra-
fiert wird“, so Salomo. In der ersten Lesung wurden 
die Anträge und Gesetzesinitiativen lediglich an die 
Ausschüsse überwiesen, die im Anschluss sofort an 
die Arbeit gingen. Nach Meinung des Nachwuchspo-
litikers bedarf es schon einer gewissen Überzeu-
gungskraft, Ausdauer und jeder Menge Verhand-
lungsgeschick, um in einem Ausschuss die Interessen 
der eigenen Fraktion wirkungsvoll zu vertreten. 
 
Der Ausschuss für „öffentliche Verwaltung,“ dem 
Salomo angehörte, war hierbei federführend, was 
bedeutet, dass zwar andere Ausschüsse parallel zum 
selben Thema tagten, aber ausschließlich in beraten-
der Funktion, während die Entscheidung dem feder-
führenden Ausschuss oblag. Salomo war es wichtig, 
dass alle demokratischen Parteien, auch die Opposi-
ton, dem Antrag zustimmen konnten, „um die Einheit 
in Einheit zu beschließen.“ Damit wollte er die bun-
desdeutsche Einheit formell mit dem Auslaufen des 
Solidarpaktes II (dem Soli) im Jahre 2019 abschlie-
ßen. 
 
Am Nachmittag dieses spannenden Tags traf sich 
Michael Salomo mit MdB Elvira Drobinski-Weiß 
und MdB Martin Gerster, die ihn nach Berlin einge-
laden hatten. Im Anschluss wurden die im Ausschuss 
erzielten Ergebnisse der Fraktion präsentiert und zur 
Abstimmung gestellt, wobei es zu scharfen Disputen 
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über die einzelnen Vorhaben kam. In den Sitzungen 
musste parallel mit dem Koalitionspartner über die 
Einigkeit im Abstimmungsverhalten gesprochen und 
einige Details geklärt werden, wobei es als kleinere 
Koalitionspartei nicht immer leicht war, die eigenen 
Interessen gegenüber dem größeren Partner zu vertre-
ten und durchzusetzen. 

 
Unter großem Zeitdruck verließ Michael Salomo die 
Fraktionssitzung, um mit seinen Abgeordneten in die 
baden-württembergische Landesvertretung zu fahren. 
Dort begegnete er weiteren wichtigen Persönlichkei-
ten der SPD wie Ute Vogt, Rainer Arnold und Dr. h. 
c. Gernot  Erler. Nach den Feierlichkeiten musste 
sich Salomo spätabends noch auf seine Rede im Ple-
narsaal am nächsten Morgen vorbereiten. 
 
Am kommenden letzten Tag hielt das Jungparlament 
die zweite und dritte Lesung im Plenum ab. Der gro-
ße Auftritt kam für Salomo um kurz nach elf. Nun 
musste er den Standpunkt seiner Partei im Plenarsaal 
gegenüber den anderen Abgeordneten, zahlreichen 
Gästen, der Presse sowie der Liveübertragung ins 
Internet glaubwürdig vertreten. „Trotz Aufregung 
und Anspannung hat es sehr viel Spaß gemacht, vor 
dem hohen Hause zu reden“, so der junge Leutkir-
cher, er könne sich auch vorstellen, später einmal 
selbst Verantwortung in der Politik zu übernehmen. 
Trotz seiner verfrühten Abreise wegen der langen 
Heimfahrt ins Allgäu habe er einiges an politischem 
Hintergrundwissen, Verhandlungsgeschick und per-
sönlicher Erfahrung mitnehmen können. „Ich finde es 
gut, dass der Deutsche Bundestag solch eine Öffent-
lichkeitsarbeit leistet, da es viele junge Menschen 
motiviert, sich in der Politik zu engagieren.“ Salomos 
Appell an alle Jugendlichen: „Gestaltet die Zukunft 
mit. Nur so könnt Ihr sicher sein, dass EURE Interes-
sen gewahrt werden!“ 
08.07.2010                    Bürgerbüro Martin Gerster MdB 

Gerster mit Bundespräsident 
Wulff in Südafrika  

 
BIBERACH - Der Biberacher Bundestagsabgeordne-
ter Martin Gerster hat Bundespräsident Christian 
Wulff nach Südafrika zu den Finalspielen der Fuss-
ball-WM und internationalen politischen Gesprächen 
begleitet. Der 38-jährige Biberacher war mit dem neu 
gewählten Staatsoberhaupt beim Spiel der deutschen 
Mannschaft um Platz drei gegen Uruguay in Port 
Elizabeth und beim WM-Finale Niederlande gegen 
Spanien in Johannesburg. Am Rande der Begegnun-
gen hatte Martin Gerster Gelegenheit, mit DFB-Chef 
Theo Zwanziger, Franz Beckenbauer und FIFA-Chef 
Sepp Blatter zu sprechen. Auf dem Programm der 
Dreitagesreise standen auch politische Gespräche mit 
dem Ministerpräsidenten von Simbabwe und eine 
Konferenz, wie über Fußball bessere Bildungschan-
cen in Afrika verwirklicht werden können. 

 
Gerster war auf Vorschlag von SPD-Fraktionschef 
Frank-Walter Steinmeier als sportpolitischer Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion und einer von vier Ab-
geordneten in die kleine Delegation aufgenommen 
worden und verstand sich mit dem Bundespräsiden-
ten auf Anhieb gut. „Während der langen Flüge ha-
ben wir uns intensiv über die Situation der Sportver-
eine und des Ehrenamts sowie über Integration in 
Deutschland in lockerer Runde unterhalten“, so Gers-
ter. „Spannend war auch, dass mit dem Fußballeuro-
pameister von 1980, Horst Hrubesch, und Eiskunst-
lauf-Olympiasiegerin Katharina Witt erfolgreiche 
Sportler in der Delegation waren.“ Hrubesch, der seit 
Jahren die Jugendnationalmannschaft trainiert, erläu-
terte Gerster: „Wir haben 2014 große Chancen, mit 
unseren jungen Leuten in Brasilien Weltmeister zu 
werden.“ 
Biberach, den 13. Juli 2010                  Wolfgang Heinzel,  
                         Leiter Bürgerbüro Martin Gerster MdB  
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Juso Jahreshauptversammlung 
2010 

 
Biberach – Bei der Jahreshauptversammlung des 
Juso-Kreisverbands Biberach wurde Andreas Neubert 
zum neuen Vorsitzenden gewählt. 
 
Bei der trotz heißen Temperaturen gut besuchten 
Veranstaltung waren auch die stellvertretende SPD-
Kandidatin für die Landtagswahl 2011, Dagmar Neu-
bert-Wirtz, sowie Mitglieder des Juso-Landesvor-
stands mit anwesend.  

 
Andreas Neubert (2.v.r.), Auszubildender aus 
Schwendi, ist nun Vorsitzender und löst Vorgängerin 
Evelyn Simmler ab, die zwei Jahre lang erfolgreiche 
Arbeit geleistet hatte, nun aber nicht mehr zur Wie-
derwahl antrat. Die stellvertretenden Vorsitzenden 
Melis Danyeli  und Celie Helene sind ebenso neu im 
Vorstand vertreten wie der Finanzbeauftragte Stefan 
Gretzinger. Für die Öffentlichkeitsarbeit wird auch 
weiterhin Steffen Merk zuständig sein. Als Beisitzer 
wurden Lisa Stahn, Manuel Moosmayer, Steffen 
Dubowik sowie Alexander Knodt gewählt. Das 
kommende Geschäftsjahr wird hinsichtlich der im 
März 2011 stattfindenden Landtagswahl vor allem 
von Wahlkampf geprägt sein. Hier werden die Jusos 
Biberach die SPD-Kandidaten Franz Lemli und 
Dagmar Neubert-Wirtz tatkräftig unterstützen. 
16.07.2010                                                       Steffen Merk 
 

Bauvoranfrage für Schule in Aitrach 
 

SPD warnt vor Pius-
Bruderschaft 

 
Die SPD steht dem geplanten Bau einer Schule der 
Pius-Bruderschaft in Aitrach (Kreis Ravensburg) 
äußerst kritisch gegenüber. Auf Anregung des Bibe-
racher SPD- Bundestagsabgeordneten Martin Gerster 
und einigen Aitracher Gemeinderäten wird sich der 
Landtag in Stuttgart mit dem Thema befassen.  
Die Ansichten der Pius-Bruderschaft sind laut SPD 
nicht mit dem Erziehungs- und Bildungsauftrag für 
staatlich angeerkannte Schulen in Baden-
Württemberg vereinbar. Der Landtagsabgeordnete 
Christoph Bayer, kirchenpolitischer Sprecher der 

SPD-Fraktion warnt davor, von der Pius-Bruderschaft 
Schulen betreiben zu lassen und in Aitrach eine Platt-
form für Ausfälle gegen andere Religionen zu eröff-
nen. „Die Eltern und Bürger in Aitrach müssen sicher 
sein, dass in Schulen verfassungs- und demokratie-
gemäße Inhalte gelehrt werden“, betonte der hiesige 
Bundestagsabgeordnete Martin Gerster. Die Bauvo-
ranfrage in Aitrach ist daher Anlass für die SPD, das 
Kultusministerium erneut mit einer Überprüfung der 
Pius-Bruderschaft als Schulträger zu beauftragen. Am 
heutigen Freitag brachte die SPD-Fraktion eine ent-
sprechende kleine Anfrage im baden-württembergi-
schen Landtag ein. Die Abgeordneten Christoph 
Bayer und Martin Gerster sehen sich in ihrem Vorge-
hen vor allem durch eine Unterschriftenaktion von 
besorgten Bürgern in Aitrach ermutigt. Martin Gers-
ter: „Vor Ort gibt es zurecht große Skepsis gegenüber 
der Pius-Bruderschaft.“ 
 
Angesichts der Äußerungen aus der Pius-Gemeinde 
muss laut SPD befürchtet werden, dass die Bruder-
schaft grundlegende Wertvorstellung des Grundge-
setzes nicht teilt. Die SPD verweist darauf, dass die 
Leugnung des Holocausts durch Richard Williamson, 
Erzbischof der Pius-Brüder, nur die Spitze des Eis-
bergs darstelle. Das zeigten auch Äußerungen des 
deutschen Distriktoberen, Pater Franz Schmidberger, 
und dessen österreichischen Kollegen Helmut Trutt 
mit heftigen Ausfällen gegen den Islam und das Ju-
dentum. Damit werde deutlich unterstrichen, dass die 
Bruderschaft die Religionsfreiheit und die Menschen-
rechte ablehne. Dieter Graumann, Viezepräsident des 
Zentralrats der Juden, sieht sogar „eine Nähe zu fa-
schistischen politischen Gruppen“. Zudem fordern 
die katholischen Laien im Erzbistum Paderborn „mit 
Blick auf ihr Staats- und Kirchverständnis“, die Pius-
Brüder vom Verfassungsschutz überwachen zu las-
sen. Auch der Präsident des Zentralkomitees der 
deutschen Katholiken (ZdK), Hans Joachim Meyer, 
verlangte bereits, die Schulen der Pius-Bruderschaft 
genau zu überprüfen. 
Biberach, den 16.07.2010                    Wolfgang Heinzel,  
                         Leiter Bürgerbüro Martin Gerster MdB  
 

SPD diskutiert Prognos-Gutachten 
 

Der Kreis läuft Gefahr, die 
Entwicklung zu verschlafen 

 
BIBERACH (zel) - „Gut, wenn das von außen einer 
bestätigt“, hat es SPD-Kreisrat und Biberacher Ober-
bürgermeister Thomas Fettback auf den Punkt ge-
bracht. Bei der Ortsvereinsveranstaltung zum 
Prognos-Gutachten über die wirtschaftliche Zukunfts-
fähigkeit des Landkreises Biberach waren sich die 
rund 20 Anwesenden, darunter auch SPD-Kreis- und 
Gemeinderäte aus Laupheim und Riedlingen, einig, 
dass sich die derzeitige politische Mehrheit im Land-
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kreis immer noch auf Lorbeeren ausruht, obwohl die 
Zeit drängt. 
 
Kreis- und Stadtrat Franz Lemli, SPD-Kandidat für 
die Landtagswahl im kommenden März, listete einige 
der Stärken der Region auf: Im Landkreis Biberach 
seien zum Beispiel jeweils 18 Prozent der Beschäftig-
ten in den starken Zukunftsbranchen Gesundheit und 
Maschinenbau beschäftigt. „Zwar sehen die Gutach-
ter ein momentanes Konjunkturproblem, aber beim 
Maschinenbau sind wir strategisch so gut aufgebaut, 
dass man für die Zukunft, besonders bei der Nachfra-
ge aus dem Ausland nach Technologie für erneuerba-
re Energien, keine Sorgen zu haben braucht.“ Auch 
im Gesundheitswesen sei der Bedarf da, doch sei hier 
die Frage, wer die Leistungen künftig bezahle. „Wie 
als SPD sehen die Gefahr, dass sich bald nur noch 
Leute mit gutem Einkommen eine anständige Ge-
sundheitsversorgung werden leisten können“, kom-
mentierte Lemli die Gesundheitspolitik der derzeit 
Bund und Land regierenden Kräfte. 
 
Keine Aussagen trifft das Prognos-Gutachten laut 
Lemli zu den Bereichen Dienstleistungen und Land-
wirtschaft. Umso deutlicher werden die Wissen-
schaftler dagegen bei den Hindernissen für eine zu-
kunftsorientierte Entwicklung: Ein zu geringes 
Kulturangebot und „mangelnde Offenheit gegenüber 
Regionsfremden“, sprich Fremdenfeindlichkeit, stell-
ten sie fest. Gleichzeitig gebe es einen ausgeprägten 
Lokalpatriotismus, der jetzt dazu geführt habe, so 
Lemli, dass Landrat Heiko Schmid ein vom Land 
mitfinanziertes Büro zur gemeinsamen Abstimmung 
der kreisweiten Bildungsarbeit abgeblockt habe mit 
dem Hinweis, man tue ja schon sehr viel. „Leute aus 
der Wirtschaft sagen, wir brauchen dringend Fach-
kräfte, die wir jetzt heranbilden müssen, nicht erst in 
zehn Jahren“, erklärte der SPD-Kreisrat, „und da 
müssen wir den westlichen Landkreis um Riedlingen, 
Bad Buchau und Bad Schussenried mitnehmen, das 
ist eine zentrale Herausforderung.“ Biberach als Mo-
tor reiche da nicht aus.  
 
Diesen Motor stärker als solchen wahrzunehmen, 
forderte Biberachs OB und SPD-Kreisrat Thomas 
Fettback: „Wir müssen handeln als ländlicher Raum, 
Städte und Umlandgemeinden zusammen und dürfen 
nicht in der Abstandshaltung verharren.“ Die Städte 
ihrerseits müssten sich als Dienstleister fürs Umland 
begreifen. „Angesichts des Fachkräftemangels müs-
sen wir uns als Bildungsregion auf den Weg machen 
und die kulturelle Zusammenarbeit stärken, und ans 
Biberacher Integrationskonzept könnte sich der 
Landkreis anhängen“, schlug Fettback vor. Dann erst 
könnten die vom Prognos-Gutachten herausgearbeite-
ten Stärken wirklich in die Zukunft wirken: hohe 
Lebensqualität, arbeits- und wertorientierte Mentali-
tät, Zukunftsbranchen sowie kurze und schnelle Ent-
scheidungsstrukturen bei den meist in Familienbesitz 

befindlichen Weltfirmen, Mittelstands- und Kleinun-
ternehmen. 
19.07.2010 SPD-Ortsverein Biberach 
                                                              Wolfgang Heinzel 
 
 
 
 
 
 
 

                                      
Kopfpauschale durch die Hintertür 
 

Schwarz-Gelb zockt die 
Menschen ab 

 

Nachdem sie monatelang nichts ge-
tan oder sich gestritten hat, hat die 
Bundesregierung jetzt die Karten auf 
den Tisch gelegt. Mit ihrer „Gesund-
heitsreform“ zieht Schwarz –Gelb den 
gesetzlich Versicherten das Geld 
doppelt aus der Tasche und führt die 
Kopfpauschale durch die Hintertür  
ein. Schwarz-Gelb hat die Menschen 
belogen: Anders als versprochen, 
haben die Menschen künftig weniger 
Netto von ihrem Bruttolohn im Port-
monee.  
 

�  Versprochen, gebrochen! Weniger Netto 
vom Brutto. 
FDP-Gesundheitsminister Philipp Rösler hat verspro-
chen, dass niemand mehr bezahlen muss. Jetzt wer-
den die Versicherten zur Kasse gebeten. Wir nennen 
das Wählerbetrug. 
�   Schwarz-Gelb führt die Kopfpauschale ein 
– Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zah-
len Kostensteigerungen allein. 
Die Krankenkassen dürfen pauschale Zusatzbeiträge 
völlig frei erheben, die prozentualen Beiträge werden 
festgeschrieben. Die gesetzlich Versicherten müssen 
damit alle Kostensteigerungen in Zukunft alleine 
tragen, die Arbeitgeber und die privat Versicherten 
bleiben verschont. Wir nennen das Kopfpauschale 
durch die Hintertür. 
�   Die Kopfpauschale ist unsozial. 
Geringverdiener sind die großen Verlierer der Re-
formpläne. Die Mehrbelastungen, die auf sie zukom-
men, werden nur zu einem geringen Teil ausgegli-
chen. Obwohl Rösler das versprochen hatte. Wir 
nennen das eine Mogelpackung. 

BayernSPD 
SPD Kreisverband Lindau 
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�  Beitragserhöhungen statt fairer Las-
tenverteilung. 
Weil Röslers Sparvorschläge zu kurz greifen, werden 
außerdem die Krankenversicherungsbeiträge angeho-
ben. Damit zahlen Versicherte gleich doppelt. Ärzte 
und Apotheken kommen dagegen fast ungeschoren 
davon. Wir nennen das ungerecht! 
�    Privatversicherte werden verschont.  
Die private Krankenversicherung wird verschont. Im 
Gegenteil: Die Gesundheitsreform macht die gesetz-
liche Krankenversicherung so teuer, dass viele Gut-
verdiener jetzt in die private Versicherung wechseln 
werden. Das schwächt die Solidarität, Normalverdie-
ner müssen noch größere Lasten tragen. Wir nennen 

das unsolidarisch. 
 
Die Pläne von Rösler sind krasser Wahlbetrug. 
Schwarz-Gelb zieht den Menschen das Geld aus der 
Tasche. Mit dem Einstieg in die Kopfpauschale wird 
ein umfassender Systemwechsel eingeleitet. Die Ver-
sicherten zahlen die Zeche, unser Land wird weiter 
sozial gespalten. 
 
Die SPD wird gegen die unsozialen Pläne der Bun-
desregierung mobil machen. Wir wollen die Bürger-
versicherung, damit es in unserem Land gerecht zu-
geht. 
Weitere Informationen: 
www.bayernspd.de 
V.i.S.d.P.:                                                        BayernSPD, 
Rainer Glaab, Oberanger 38,                 80331 München 
 

Markus Rinderspacher neuer 
Fraktionschef der BayernSPD 

im Landtag 
 

Schwaben : Markus Rinderspacher und 
die "Roten Radler" unterwegs in Schwa-
ben  

 

Am 23. und 24. August steht eine Tour durch Schwa-
ben auf dem Programm und führt die Radler vom 
Westallgäu bis zum Bodensee. Die zweitägige Etappe 
verläuft von Lindenberg über Lindau und Wasserburg 
bis zur Landesgrenze nach Baden-Württemberg bei 
Nonnenhorn. 

Zum Mitradeln sind neben SPD-Mitgliedern alle 
interessierten Bürgerinnen und Bürger, je nach kör-
perlicher Ausdauer auch etappenweise, und natürlich 
auch Medienvertreter/innen herzlich eingeladen.  
27.07.2010                                                 Leo Wiedemann 
 

Zu den von Bundesgesundheitsmi-
nister Rösler heute vorgestellten 
Eckpunkten einer Gesundheitsreform 
erklärt Hilde Mattheis:  
 

Flickschusterei zu Lasten 
der Versicherten  

 
Statt eine wirkliche Reform auf den Weg zu bringen, 
betreibt schwarz-gelb eine Flickschusterei zu Lasten 
der Versicherten und bereitet unbeirrt den Weg für 
eine Kopfpauschale. Tritt Röslers Reform in Kraft, 
wird bei den Menschen bald doppelt abkassiert: 
Zum einen steigen die Krankenversicherungsbeiträge 
von 14,9 Prozent auf 15,5 Prozent an. 0,3 Prozent-
punkte tragen davon die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer alleine. Zum anderen müssen die Men-
schen mit höheren Zusatzbeiträgen ihrer Krankenkas-
sen rechnen. Die bisherige Deckelung der Zusatzbei-
träge auf ein Prozent des beitragspflichtigen Ein-
kommens soll abgeschafft werden. 
 
Klar ist: die Mehrheit der Bevölkerung will eine 
Bürgerversicherung. 
Berlin, 06.07.2010                  Büro Hilde Mattheis, MdB 
 

Qualitätstests in Pflegeheimen 
 

Zur heute veröffentlichten „Wissenschaftli-
chen Evaluation zur Beurteilung der Pflege-
Transparenzvereinbarungen für den ambu-
lanten und stationären Bereich“ von Prof. Dr. 
Maria Hasseler und Prof. Dr. Karin Wolf-
Ostermann erklärt Hilde Mattheis, stellver-
tretende Sprecherin der AG Gesundheit und 
Berichterstatterin für Pflegepolitik: 
 
Die heute veröffentlichte wissenschaftliche Auswer-
tung über die Qualitätstests in Pflegeheimen zeigt: 
Die unabhängige Prüfung von Pflegeheimen und 
ambulanten Diensten mit eigens entwickelten Pflege-
Transparenzvereinbarungen waren der richtige 
Schritt, die Pflegequalität in Deutschland zu sichern 
und zu verbessern. Damit wurde eine bisher einzigar-
tige Prüf- und Bewertungssystematik im Interesse 



                                                                                                                                                                     

 
 
 
 
 

22 

von Pflegebedürftigen und deren Angehörigen entwi-
ckelt. 
 
Allerdings macht der Bericht auch deutlich, dass 
Verbesserungen bei der Berechnung und Gewichtung 
der Noten nötig sind. „ Es kann nicht sein, dass Hei-
me, die bei wichtigen Prüfkriterien wie Ernährung, 
Flüssigkeitsversorgung oder Prophylaxe gegen 
Wundliegen ein ‚mangelhaft’ bekommen, als Endno-
te aber trotzdem ein ‚gut’ oder ‚sehr gut’ erhalten“, 
erklärte Mattheis. Außerdem müssten die Stichproben 
modifiziert werden. „Im Interesse der Pflegebedürfti-
gen müssen sich die Vertragspartner zeitnah auf Ver-
besserungen einigen“, so Mattheis weiter. 
 
Grundlage für die Qualitätstests in Pflegeheimen ist 
die 2008 in Kraft getretene Pflegereform der Großen 
Koalition. Sie sieht vor, dass alle Pflegeheime und 
ambulanten Pflegedienste in Deutschland einmal im 
Jahr unabhängig geprüft werden und die Note veröf-
fentlicht wird. Auf Initiative der SPD-Bundestags-
fraktion war dies so ins Gesetz aufgenommen wor-
den. 
Ulm, 21. Juli 2010          Büro Hilde Mattheis, MdB 
 

Zum Antrag der SPD-Bundestagsfraktion 
„Neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff einführen – 
Chancen zu nötigen Veränderungen nutzen“ 
erklärt Hilde Mattheis, stellvertretende Spre-
cherin der Arbeitsgruppe Gesundheit und Be-
richterstatterin für Pflegepolitik: 
 

SPD-Bundestagsfraktion 
drängt auf die Einführung 

eines neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs 

 
„Mit einem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff schaf-
fen wir ein neues Verständnis von Pflege – weg von 
der verrichtungsbezogenen Minutenpflege hin zu ein-
er Versorgung, die den Menschen auch mit seinen 
sozialen Bedürfnissen und seinem Teilhabeanspruch 
wahrnimmt, “ so Mattheis weiter. 
 
Mit dem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff muss ein 
neues Begutachtungsverfahren für pflegebedürftige 
Menschen eingeführt werden, das sich nicht wie bis-
her ausschließlich an den Defiziten der Menschen 
orientiert, sondern an ihrem Selbständigkeitsgrad und 
ihrer sozialen Teilhabe. So können die individuellen 
Bedürfnisse der Menschen besser berücksichtigt 
werden. Besonders demenziell erkrankte Menschen, 
deren Zahl in den nächsten Jahren zunehmen wird, 
würden im neuen Begutachtungssystem besser be-
rücksichtigt. 
 

Der Antrag der SPD-Bundestagsfraktion orientiert 
sich an den Empfehlungen des Beirats zur Begutach-
tung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs, der unter Bun-
desgesundheitsministerin Ulla Schmidt eingesetzt 
worden war. Dieser hat im Frühjahr 2009 seine Er-
gebnisse vorgelegt, ohne dass die schwarzgelbe Re-
gierung bisher darauf reagiert hat. 
 
„Wir sind es der älteren Generation schuldig, dass 
wir für eine gute Pflege sorgen, die eine möglichst 
hohe Lebensqualität sichert. Angesichts der demogra-
fischen Entwicklung ist es nun an der Zeit, die Wei-
chen dafür zu stellen. Dies gelingt uns nur mit einem 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff, “ begründet Matt-
heis den Antrag der SPD-Bundestagsfraktion. 
Ulm, 06.07.210                       Büro Hilde Mattheis, MdB 
 

SPD-Zukunftswerkstatt „Familie“:   
 

Die Gelder für Familienpolitik 
dürfen nicht mit der  

Gießkanne verteilt werden.  
 
Gestern brachte es Hilde Mattheis auf den Punkt: 
„Der Schuss vor den Bug bei den Bundestagswahlen 
2009 würde von der SPD hier vor Ort gehört. Wir 
wollen uns inhaltlich neu aufstellen.“ 
  
Nach diesem Motto wurde auch gestern bei der Zu-
kunftswerkstatt der SPD wieder lebhaft diskutiert. 
Gemeinsam mit Andrea Janisch, Geschäftsführerin 
des Sozialprojektes „AG West“, und Pfarrer Otto 
Frey, Geschäftsführer der Diakonie Ulm/Alb-Donau, 
erarbeitete die SPD-Basis ihre Forderungen für eine 
moderne und soziale Familienpolitik. 
 
-  gezielte und individuelle Förderung von 
              Kindern 
-  Bildungs- und Sozialpolitik müssen sich 

ergänzen und aufeinander abgestimmt wer-
den 

- Projekte wie „soziale Stadt“, erreichen die 
Bürgerinnen und Bürger am direktesten 

 
Andrea Janisch, Vertreterin der AG West, stellte das 
Ulmer Projekt „soziale Stadt“ vor. Mit vielseitigen 
Aktionen und Projekten wird versucht in der Ulmer 
Weststadt, gezielt Menschen in den einzelnen Le-
benssituationen abzuholen. Beispiele hier für sind die 
erfolgreichen Projekte wie „Babytasche“ und Betreu-
ung der schulischen Problemen von Jugendlichen.  
 
Laut Frau Janisch sind 50% der laufenden Projekte 
Folgen des schlechten Bildungssystems. 
 
Viele der Fördergelder, des Projektes, werden jetzt 
im Zuge der Sparmaßnahmen gestrichen. Hier ver-
lieren die Verantwortlichen den Blick auf das Ganze, 
denn „die Jugendlichen, die heute nicht gefordert und 
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eingegliedert werden sind die Arbeitslosen von mor-
gen“. 
 
Pfarrer Otto Frey, als Vertreter der Diakonie legte 
seinen Schwerpunkt in der Betreuung von Kindern. 
Er machte sehr deutlich Sozial- und Bildungspolitik 
„muss aus einem Guss sein“. Zu unterstützen ist aus 
seiner Sicht die Vielfalt der Träger im Kindertages-
stättenbereich, die Privatisierung von solchen wichti-
gen Einrichtungen aber abzulehnen. 
 
Jede Familie sei anders und benötige Möglichkeiten 
sich zu entfalten. Ulm sei hier auf einem guten Weg. 
Pfarrer Frey appellierte an die SPD, der alten Forde-
rung nach kostenlosen Kindergartenplätzen wieder 
mehr Nachdruck zu geben. 
 
Die Genossinnen und Genossen gestern wieder fest: 
„Reichtum ist vererbbar, Armut aber auch!“ 
Hilde Mattheis schloss die letzte der vier Zukunfts-
werkstätten mit dem Satz: „Wir haben die ersten 
Schritte auf dem Weg zur Erneuerung der SPD ge-
macht, aber sind noch nicht am Ziel.“ 
 
Mit den verschiedenen Forderungen will die SPD 
Basis jetzt vermehrt Einfluss auf Entscheidungen im 
kommunalen, landes- und bundespolitischen Bereich 
nehmen. 
Zum 21.07.2010    Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB 
 

Sommerpause in Berlin 
 

 

 
 
in Berlin ist ab Freitag erst einmal Sommerpause. 
Aber es ist jetzt nicht die Zeit, die Beine in die Sonne 
zu strecken und die sitzungsfreien Wochen zu genie-
ßen. Denn die letzten Wochen haben wieder einmal 
gezeigt: Die schwarz-gelbe Regierung hat nicht nur 
auf voller Linie versagt, sondern gefährdet auch den 
sozialen Frieden. Dieses Land braucht jetzt eine star-
ke Opposition, im Parlament und auf der Straße! 
 
Die Kosten zur Bewältigung der Krise haben die 
Neuverschuldung  massiv in die Höhe getrieben. 
Trotzdem will Schwarz-Gelb jetzt bei den Ärmsten in 

der Gesellschaft kürzen, anstatt diejenigen zur Kasse 
zu bitten, die die für die Krise verantwortlich sind.  
Das so genannte Sparpaket ist nicht mehr und nicht 
weniger  als  ein  gigantisches Sozialabbauprogramm,    
gekürzt wird  allen voran  bei Arbeitslosen, bei ALG- 
2-Empfängern, Alleinerziehenden und jungen Fami-
lien: Das Elterngeld für ALG-2-Empfänger wird ge-
strichen; genauso die Rentenbeiträge für Langzeitar-
beitslose und damit auch der Schutz bei Erwerbsmin-
derung; bei arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
sollen Milliarden eingespart  werden, der  gesetzliche 
Anspruch auf viele Leistungen fällt damit weg; ge-
strichen wird auch der Überbrückungszuschlag beim 
Übergang von ALG-1 in ALG-2; selbst der Heizkos-
tenzuschuss für Wohngeldempfänger wird abge-
schafft. 
Dies ist nur ein kleiner Ausschnitt aus den wahnwit-
zigen Plänen der Bundesregierung. Was dagegen 
ausbleibt, ist ein Beitrag der Wohlhabenden zum 
Schuldenabbau der öffentlichen Haushalte. Keine 
Fortschritte bei Spekulationssteuern, keine Vermö-
genssteuer, dafür Entlastung von Millionenerben, 
Milliardengeschenke an Hotelbesitzer, etc. 
Als Sprecherin der AG Verteilungsgerechtigkeit habe 
ich zu dieser Thematik zur SPD-Konferenz „Reich-
tum und Finanzmarktkrise“ eingeladen. Auf Phönix 
wurden Ausschnitte gesendet. Die Konferenz zeigte 
deutlich: Millionäre sind krisenfest! Trotz der Finanz- 
und Wirtschaftskrise ist in Deutschland die Zahl der 
Millionäre um 14 Prozent gestiegen. Auf der anderen 
Seite zittern Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
der Krise um ihre Jobs und landen vermehrt in prekä-
rer Beschäftigung. Die Sozialdemokratie muss sich in 
der nächsten Zeit noch mehr für die Verteilungsge-
rechtigkeit in unserem Land einsetzen. Wer reich ist, 
der kann auch mehr zu einer solidarischen Gesell-
schaft beitragen. Wir brauchen deshalb u. a. die Er-
höhung des Spitzensteuersatzes, die Einführung der 
Vermögenssteuer und die Reform der Erbschaftssteu-
er. 
Ein ähnliches Bild zeichnet sich im Bereich der Ge-
sundheitspolitik. Strukturell ändert sich nichts, die 
Reichen können sich weiterhin in die Privatkassen 
flüchten, die großen Pharmakonzerne bleiben weitge-
hend unbehelligt und das Milliarden-Defizit soll aus-
schließlich durch höhere Beiträge und Zusatzbeiträge 
aufgebracht werden. Der Beitragssatz soll von 14,9 
Prozent auf 15,5 % (der Arbeitgeberanteil wird dabei 
auf 7,3 % eingefroren) erhöht werden, außerdem dür-
fen die Kassen zukünftig Zusatzbeiträge in beliebiger 
Höhe erheben. Damit führt die Regierung die Kopf-
pauschale durch die Hintertür ein, und die CSU, die 
eine solche stets abgelehnt hatte, verkauft dieses auch 
noch als ihren Verdienst. Das leere Wahlversprechen 
„Mehr Netto vom Brutto“ wird damit endgültig ad 
absurdum geführt: Insbesondere die kleinen und 
mittleren Einkommen zahlen massiv drauf, die Rei-
chen dagegen bleiben ungeschoren. Damit verlagert 
sich jede weitere Kostensteigerung in der gesetzli-
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chen Krankenversicherung auf Einkommen bis zur 
Höhe der Bemessungsgrenze von ca. 3900 Euro. 
 
Während der Auseinandersetzungen um Sparpakete 
und Gesundheitsreform hat Deutschland einen neuen 
Bundespräsidenten bekommen. Christian Wulff, ehe-
maliger Ministerpräsident aus Niedersachsen. Er be-
zeichnet sich selbst als Brückenbauer, der den gesell-
schaftlichen Ausgleich anstrebt. Nach den Turbulen-
zen um die Wahl des Bundespräsidenten verbietet 
sich mit Blick auf das Amt jedes nochmalige Aufrol-
len der Vorgänge. Aber klar ist, dass die auf den 3. 
Oktober angekündigte erste große Rede sehr genau 
hinterfragt wird. 
 
In den letzten Monaten ist längst auch einer deutli-
chen Mehrheit der Menschen in diesem Land klar 
geworden: Wir brauchen den Politikwechsel in 
Deutschland. Wir brauchen eine Politik, die sich um 
die Ärmsten und Schwächsten einer Gesellschaft 
kümmert, nicht um die mit der stärksten Lobby. Da-
für steht unsere Partei. Und dafür werden wir auch 
gerade jetzt, wenige Monate vor der Landtagswahl in 
Baden-Württemberg werben. Zur Unterstützung 
sende ich euch gern die Auflistung „versprochen – 
gebrochen“. 
 
In diesem Sinne freue ich mich über unsere weitere 
gute Zusammenarbeit und danke euch für euren per-
sönlichen Einsatz. 
 
Mit solidarischen Grüßen, 
eure Hilde Mattheis 
 

Fortsetzung von Seite 11 
 

Migrantenkinder besser  
fördern – von Anfang an 

 
--- kommt nicht aufs Gymnasium. So einfach und so 
dumm ist das deutsche Schulsystem. 
 
Wir fordern ein „Bund-Länder-Programm Integrati-
on“ zur gezielten Förderung von Migrantenkindern, 
das folgende Maßnahme beinhalten muss: 
 
•    Gebührenfreier Zugang zu Kindertagesstätten, 
•    Schaffung gezielter und kindgerechter Sprachför 
     derangebote in der Kita, 
•    Förderung von Mehrsprachigkeit als Chance statt  
     als Risiko, 
•    Ausbau von Eltern-Kind-Zentren, 
•    Mehr Erzieherinnen und Lehrkräfte mit Migrati 
      onshintergrund. 
 
Wir müssen den Kreislauf von Arbeitslosigkeit der 
Eltern zur Arbeitslosigkeit der Kinder aufbrechen. 
Das muss in den ersten sechs Lebensjahren gesche-
hen. Denn wer in den ersten Jahren den Anschluss 

nicht findet, wird im deutschen Bildungssystem lei-
der immer weiter abgehängt. Statt Menschen abzu-
hängen und auszusortieren, muss ein Einwanderungs-
land Mehrsprachigkeit als Chance und Bereicherung 
verstehen. Wir brauchen die bestmöglichen Auf-
stiegschancen für alle. Egal, ob Eltern oder Großel-
tern in Deutschland geboren sind, egal, ob deutsch 
oder türkisch die Muttersprache ist. Wir können es 
uns weder gesellschaftlich noch ökonomisch leisten, 
auch nur ein Kind auf der Strecke zu lassen. Deshalb 
brauchen wir eine bessere Förderung von Anfang an.  
Berlin, 7. Juli 2010    
                        Presseservice des SPD-Parteivorstandes 
 

Literaturempfehlungen 
·  Die Revolution 1848/49 und die Tradition 

der sozialen Demokratie in Deutschland 
Herausgeber: Bernd Faulenbach; Heinrich 
Potthoff, Klartext-Verlag, Essen 1999 

·  Burgfrieden und Klassenkampf. Die deut-
sche Sozialdemokratie im Ersten Weltkrieg 
Susann Miller, Droste Verlag, 1974 

·  Das Demokratieverständnis bei Sozialde-
mokraten und Kommunisten in der Weima-
rer Republik 
Herausgeber: Historische Kommission; Ge-
schichtsarbeit Band 2, Bonn 1993 
(Bestellnummer: 300 0035 bei SPD-
Parteivorstand, 10911 Berlin) 

·  Die Sozialdemokratie und der 20. Juli 1944 
Herausgeber: Historische Kommission; Ma-
terialien. Bonn 2. Aufl. 1994 
(Bestellnummer: 320 0554 bei SPD-
Parteivorstand, 10911 Berlin) 

·  Die deutsche Sozialdemokratie und die 
Umwälzung 1989/1990 
Herausgeber: Bernd Faulenbach, Heinrich 
Potthoff, Klartext-Verlag, Essen 2001 

Das "Antiquariat im Willy-Brandt-Haus" bietet ein 
umfangreiches Sortiment im Spezialgebiet Sozialde-
mokratie und Geschichte der Arbeiterbewegung. Die 
kompetenten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bera-
ten Sie ausführlich, führen themenspezifische Buch-
recherchen durch und besorgen Ihnen die gewünschte 
Literatur über Nacht. 

Kontakt: 
Telefon 030/ 252 99 871 
Telefax 030/ 252 99 872 
E-Mail: buchhandlung.wbh[at]t-online.de 

Weitere Publikationen und aktuelle Literaturempfeh-
lungen finden Sie auch auf den Internetseiten des 
"vorwärts". 
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Kurz-Info der ASF Bonn :  

Hinweis zur Studie zum Thema wahrgenommene Einkommensgerechtigkeit gern leite ich folgende Mail von Clau-
dia Bogedan weiter:  
  
Liebe GenossInnen,   
   
die  Süddeutsche  Zeitung behauptet unter Berufung auf  eine  wissenschaftliche  Studie  des DIW Berlin, der  Uni-
versität  Bielefeld  und  der Universität  Konstanz, Frauen würden meinen, dass ihnen "gerechterweise  ein  geringe-
res  Bruttoeinkommen  zusteht als Männern"   (Überschrift: "Froh zu sein bedarf es wenig" vom   6.7.2010, siehe 
unten).  
Die  AutorInnen  der  Studie  auf die sich dieses vermeintliche Zitat bezieht, wehren sich nun gegen diese Darstel-
lung: 
„Die Studie, die vom DIW Berlin in seinem Wochenbericht veröffentlicht wurde, behauptet dies genauso wenig wie 
die Pressemitteilung der Uni Bielefeld (siehe unten).  Tatsächlich  weisen  die  Ergebnisse  der  angeführten Studie  
auf  die  Folgen  von Geschlechterstereotypen und der Intransparenz bei der Entlohnung hin. Mit einem   Gerechtig-
keitsempfinden  von  Frauen im Hinblick  auf  den Gender  Pay Gap – also den Verdienstunterschied zwischen 
Frauen und Männern - hat dies NICHTS zu tun. 
Mit freundlichen  Grüßen  
Elke Holst                      Jürgen Schupp  Stefan Liebig  
                                      (Die beiden letztgenannten Unterzeichner sind die Autoren der Studie)  
Die entsprechenden Informationen findet ihr hier: 
Link zum Beitrag der Sueddeutschen: 
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Böckler Impuls 11/2010  
Frauen sorgen fürs Geld - und die Familie 
 
In Ost- wie Westdeutschland übernehmen immer mehr Frauen die finanzielle Verantwortung für die Familie. Ein 
Rollentausch der Geschlechter ist damit in der Regel nicht verbunden 
http://www.boeckler.de/pdf/impuls_2010_11_6-7.pdf 
Leipzig (epd). Obwohl immer mehr Frauen in Deutschland Hauptverdiener in der Familie sind, bleibt für sie die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie einer Studie zufolge schwierig. Unflexible Öffnungszeiten bei der Kinder-
betreuung, aber auch traditionelle Rollenvorstellungen machten es Frauen noch immer schwer, sich auf die Aufgabe 
als Ernährerin ihrer Familien zu konzentrieren, sagte die Duisburger Politik-Professorin Ute Klammer am Donners-
tag bei einer Tagung des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) in Leipzig. Dies gelte vor allem für westdeutsche 
Frauen.  
Die Forscherin stellte die Ergebnisse einer Studie der gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung zur Bedeutung der 
Erwerbstätigkeit von Frauen vor. Darin wurden 45 Frauen, die mindestens 60 Prozent zum Einkommen der Familie 
beisteuern, zu ihrer Lebenssituation befragt. Danach litten die Befragten vor allem unter den Öffnungszeiten der 
Kindertagesstätten, die sich oft nicht mit den eigenen Arbeitszeiten vereinbaren lasse.  
Im Osten sei die Kinderbetreuung besonders für Alleinerziehende ein Problem, ergänzte die Berliner  Sozialwissen-
schaftlerin Svenja Pfahl, die Frauen in Sachsen und Sachsen-Anhalt befragt hat. In ländlich geprägten Gebieten sei 
dort schon die Verfügbarkeit eines Platzes wegen langer Anfahrtswege und schlecht ausgebautem Nahverkehr  
ein Problem.  
Wie es weiter hieß, sind nach repäsentativen Studien heute 21 Prozent aller deutschen Frauen die Hauptverdiener 
der Familien. 1991 seien es noch 15 Prozent gewesen. Dennoch seien Betriebe, Arbeitsmarkt und Politik auf die 
Rolle der Frauen als Ernährerinnen ihrer Familien nicht vorbereitet, resümierten die Wissenschaftlerinnen. Dennoch 
lässt sich laut Klammer «kein Potenzial für eine Umorientierung hinsichtlich der traditionellen Geschlechterrollen» 
in Westdeutschland erkennen: Ein überwiegender Teil der Frauen geriete unfreiwillig die Rolle der Ernährerin.  
Außerdem würden berufstätige Frauen in den alten Bundesländern Haushalts- und Fürsorgepflichten für Kinder eher 
anderen Frauen, beispielsweise Großmüttern oder Tagesmüttern, übertragen, anstatt diese Tätigkeit vom Partner zu 
verlangen. «Die Festschreibung der Geschlechterrollen wird damit weiter forciert», sagte Klammer. Im Osten seien 
diese Rollenmuster durch das in der DDR etablierte «Zweiverdienermodell» hingegen kaum zu finden. Dort werde 
eine Frau als Hauptverdienerin zum großen Teil als «normal» angesehen. 
                       Nancy Haupt, Frauen und Gleichstellungsreferentin SPD-Parteivorstand Referat Frauen / ASF10911 Berlin 
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